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1.2	 Information zu den Aufsichtsbehörden
Die zuständige Aufsichtsbehörde in Deutschland ist die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Grau- 
rheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, und Marie-Curie-Straße 
24-28, 60439 Frankfurt am Main (www.bafin.de).

Die zuständige Aufsichtsbehörde in den Niederlanden ist die 
niederländische Zentralbank, De Nederlandsche Bank (DNB), 
Hauptniederlassung, Westeinde 1, 1017 ZN Amsterdam, 
Niederlande (www.dnb.nl).

Eine weitere Aufsichtsbehörde ist die Europäische Zentral-
bank (EZB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main 
(www.ecb.europa.eu).

1.3	 Kommunikation und Vertragssprache
Die Vertragssprache ist deutsch. Die Kommunikation erfolgt 
auf Deutsch.

2.	 Informationen zur Finanzdienstleistung

2.1	 Information über das Zustandekommen des Vertrags 
über ein Moneyou Go-Zahlungskonto
Der Kontoinhaber schließt mit der ABN AMRO mit Bestäti-
gung des Buttons „Ich möchte Kunde werden“ am Schluss 
der Klickstrecke in der Moneyou Go-App einen Vertrag über 
ein Moneyou Go-Zahlungskonto (nachfolgend „Konto“) ab.

2.2	 Beschreibung der wesentlichen Merkmale 
Das Konto ist ein app-basiertes Kontokorrentkonto der ABN 
AMRO. ABN AMRO schreibt eingehende Zahlungen auf dem 
Konto gut und wickelt von dem Kunden veranlasste Zah- 
lungsvorgänge (z. B. Überweisungen, Lastschriften) zu Lasten 
des Kontos ab, soweit das Konto ausreichend Guthaben 
aufweist. Die Erfüllung der Rückzahlungsverpflichtung 
erfolgt ausschließlich durch Überweisung auf ein anderes 
Konto des Kunden. Beim Kontokorrentkonto werden die 
jeweiligen Buchungspositionen zum Ende der vereinbarten 
Rechnungsperiode miteinander verrechnet und das Ergebnis 
(Saldo) dem Kunden als Rechnungsabschluss mitgeteilt. 

Der Kontoinhaber erhält eine MasterCard (Debit). Mit der  
MasterCard (Debit) kann er über das Konto verfügen. Barab-
hebungen sind nur mit der MasterCard (Debit) möglich.

Weitere Informationen zur Nutzung des Kontos, einschließ-
lich 
–	 der zwischen dem Kunden und der ABN AMRO verein-

barten Kommunikation, 
–	 einer Beschreibung der Schutz- und Abhilfemaßnah-

men,
–	 einer Information zu Änderungen der Bedingungen und 

Kündigung des Kontos und
– 	 der Entgelte, 

ergeben sich aus 
–	 den „Girokontobedingungen für das Moneyou Go- 

Zahlungskonto“, 
–	 den „Zugangsbedingungen für die Moneyou Go 

Banking-App“,

Vorvertragliche 
Informationen
Dokument, mit dem in Verbindung mit den in Nummer 2 
einzeln aufgeführten Dokumenten die Informationspflichten 
nach § 675d Abs. 1 BGB in Verbindung mit Art. 248 §§ 1 bis 
12 EGBGB sowie nach § 312d Abs. 2 BGB in Verbindung mit 
Art. 246b § 1 Abs. 1 Nr. 7 bis 12, 15 und 19 EGBGB erfüllt 
werden. 

1.	 Allgemeine Informationen

1.1	 Informationen zum Zahlungsdienstleister

Name, Adresse und Kontaktdaten:

ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch
Ulmenstraße 23-25
60325 Frankfurt am Main
Tel: 069-12 00 67 67
Telefax: 069-71 67 35 699
E-Mail: go@moneyou.de
www.moneyou.de 
(nachfolgend „ABN AMRO“)

Rechtsform:

Zweigniederlassung der niederländischen Aktiengesellschaft 
ABN AMRO Bank N.V. mit Sitz in Amsterdam, Niederlande.

Geschäftsleiter der Zweigniederlassung in Deutschland:

Hans Hanegraaf (Sprecher)
Martin Eichstädt-Krug
Stefan Meine
Michael Pleske

Handelsregister:

Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 51359

Umsatzsteueridentifikations-Nr.:

DE 815191350

Hauptniederlassung:

ABN AMRO Bank N.V.
Gustav Mahlerlaan 10
1082 PP Amsterdam
Niederlande

Hauptgeschäftstätigkeit der Bank:

Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankge-
schäften sowie das Erbringen von Finanzdienstleistungen.
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–	 dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“, 
–	 den „Allgemeine Geschäftsbedingungen für das  

Moneyou Go-Zahlungskonto“,
–	 den „Sonderbedingungen für den Überweisungs- 

verkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“,
–	 den „Bedingungen für das App-Banking für das  

Moneyou Go-Zahlungskonto“,
–	 den „Bedingungen für die MasterCard (Debit) für das  

Moneyou Go-Zahlungskonto“, und
–	 den „Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift 

im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für das Moneyou 
Go-Zahlungskonto“.

2.3	 Leistungsvorbehalt
Sind die zur Ausführung eines Überweisungsauftrags 
erforderlichen Angaben unvollständig oder die übrigen 
Ausführungsbedingungen (vgl. „Sonderbedingungen für den 
Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“) 
nicht erfüllt, kann ABN AMRO die Ausführung des Überwei- 
sungsauftrags ablehnen.

2.4	 Hinweise auf vom Kunden zu zahlende Steuern und  
Kosten
Mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über ABN 
AMRO abgeführt oder in Rechnung gestellt werden, oder 
zusätzliche Telekommunikationskosten fallen nicht an.

2.5	 Mindestlaufzeit
Der Kontovertrag wird auf Dauer geschlossen. Es wird keine 
Mindestlaufzeit vereinbart.

3.	 Abschließende Informationen

3.1	 Rechtsordnung/Gerichtsstand
Es gilt deutsches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichts-
standklausel.

3.2	 Beschwerdeverfahren und außergerichtliche  
Streitschlichtung
Es besteht die Möglichkeit eines Beschwerdeverfahrens und 
zur außergerichtlichen Streitschlichtung. Die Einzelheiten 
können dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ entnommen 
werden.

3.3	 Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen  
Einlagensicherung
Gemäß Nummer 14 der „Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für das Moneyou Go-Zahlungskonto“ ist die ABN AMRO dem 
niederländischen Einlagensicherungssystem (Depositogaran-
tiestelsel) angeschlossen. Es handelt sich um ein gesetzliches 
Einlagensicherungssystem nach niederländischem Recht.

3.4	 Möglichkeit über den Erhalt einer einheitlichen Urkunde
Der Kontoinhaber hat das Recht, Informationen und Ver-
tragsbedingungen in einer Urkunde zu erhalten. Während 
der Vertragslaufzeit hat der Kontoinhaber das Recht, jeder- 
zeit die Übermittlung der Vertragsbedingungen sowie der 
vorvertraglichen Informationen in Papierform oder auf 
einem anderen dauerhaften Datenträger zu verlangen.
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3.5	 Vertragliche Kündigungsregelungen
Es gelten die in Nr. 18 und 19 der „Allgemeine Geschäfts-
bedingungen für das Moneyou Go-Zahlungskonto“ für den 
Kunden und die Bank festgelegten Kündigungsregelungen. 
Bei Kündigung des Vertrags muss der Kunde einen etwaigen 
Sollstand auf dem Konto ausgleichen oder ein vorhandenes 
Guthaben auf ein anderes Konto übertragen. 

3.6.	 Gültigkeitsdauer
Diese Informationen sind bis auf Weiteres gültig. 

4.	 Recht zum Widerruf

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb 
von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen 
mittels einer eindeutigen Erklärung wider-
rufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser 
Belehrung auf einem dauerhaften Daten-
träger, jedoch nicht vor Vertragsschluss und 
auch nicht vor Erfüllung unserer Informati-
onspflichten gemäß Artikel 246b § 2 Absatz 
1 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 
7 bis 12, 15 und 19 sowie Artikel 248 § 4 
Absatz 1 EGBGB. Zur Wahrung der Wider-
rufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem 
dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, 
E-Mail) erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an: 
ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch, Ul-
menstraße 23-25, 60325 Frankfurt am Main, 
Tel: 069-12 00 67 67, Telefax: 069-71 67 35 
699, E-Mail: go@moneyou.de.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die 
beiderseits empfangenen Leistungen zurück- 
zugewähren. Sie sind zur Zahlung von Wert- 
ersatz für die bis zum Widerruf erbrachte 
Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Ab- 
gabe Ihrer Vertragserklärung auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen wurden und aus-
drücklich zugestimmt haben, dass wir vor 
dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausfüh-
rung der Gegenleistung beginnen. Besteht 
eine Verpflichtung zur Zahlung von Werter-
satz, kann dies dazu führen, dass Sie die ver-
traglichen Zahlungsverpflichtungen für den 
Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen 
müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, 
wenn der Vertrag von beiden Seiten auf 
Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht aus-
geübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung 
von Zahlungen müssen innerhalb von 30 
Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie 
mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, 
für uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung 



2.	 Kontoinhaber

Kontoinhaber können nur volljährige natürliche Personen 
sein, welche das Konto für eigene Rechnung führen und aus- 
schließlich in Deutschland steuerlich ansässig und steuer- 
pflichtig sind. Sie dürfen nicht von FATCA (Foreign Account 
Tax Compliance Act) und CRS (Common Reporting Standard) 
betroffen sein.

3.	 Guthabenzins

Guthaben auf dem Konto wird verzinst. Die Höhe des Gut- 
habenzinses ergibt sich aus dem Preis- und Leistungsver-
zeichnis.

3.1	 Zinsberechnung
Der Guthabenzins ist ein Jahreszinssatz. Die zeitanteilige 
Berechnung der Zinsen erfolgt auf Grundlage der tatsächlich 
verstrichenen Tage im Jahr (actual/actual-Methode). Die Zin-
sen werden taggenau berechnet und dem Konto am letzten 
Geschäftstag eines jeden Kalenderquartals mit Valuta am 
folgenden Geschäftstag gutgeschrieben. 

3.2	 Zinseszins-Effekt
Der von der Bank im Preis- und Leistungsverzeichnis ausge-
wiesene Guthabenzinssatz für das Konto ist als nominaler 
Jahreszinssatz zu verstehen. Aufgrund der vierteljährlichen 
Auszahlung der Zinsen auf das Konto ergibt sich jedoch ein 
höherer effektiver Jahreszinssatz (Zinseszins-Effekt).

3.3	 Zinsänderung
Eine Änderung des Guthabenzinssatzes wird spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt seines Wirksam- 
werdens dem Kontoinhaber angeboten. Es gelten die Rege-
lungen aus Nr. 1 Abs. 2 der „Allgemeine Geschäftsbedingun-
gen für das Moneyou Go-Zahlungskonto“.

4.	 Entgelte

Die Entgelte für das Konto sind dem Preis- und Leistungs- 
verzeichnis zu entnehmen. 

Das Preis- und Leistungsverzeichnis kann über die Webseite 
www.moneyou.de abgerufen und jederzeit bei der Bank 
angefragt werden. 

5.	 Rechnungslegung, Kontoauszüge

Der Kontoinhaber wird über die Moneyou Go-App über die 
Kontenumsätze unverzüglich informiert. Der Rechnungsab-
schluss erfolgt zum Ende eines Kalenderquartals. Die Rechts-
wirkungen eines Rechnungsabschlusses sowie die Pflicht, 
dessen Inhalt zu prüfen und gegebenenfalls Einwendungen 
zu erheben, sind in Nr. 7 der „Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen für das Moneyou Go-Zahlungskonto“ geregelt.

Girokontobedingungen 
für das Moneyou Go-
Zahlungskonto 

1.	 Leistungsmerkmale

Das Moneyou Go-Zahlungskonto (nachfolgend „Konto“) weist 
folgende Leistungsmerkmale auf:

1.1	 Zahlungskonto
Die ABN AMRO Bank N.V. Frankfurt Branch (nachfolgend 
„Bank“) führt das Konto für den Kontoinhaber im Konto- 
korrent (in laufender Rechnung gem. § 355 HGB). Das Konto 
dient zur Abwicklung des laufenden Zahlungsverkehrs. Es 
handelt sich um ein Girokonto. Die Bank schreibt eingehen-
de Zahlungen auf dem Konto gut und wickelt vom Kontoin-
haber veranlasste Zahlungsvorgänge (z. B. Überweisungen) 
zulasten des Kontos ab, soweit das Konto ausreichend 
Guthaben aufweist. 

1.2	 App-basiertes Konto
Das Konto kann außer mit der MasterCard (Debit) aus- 
schließlich app-basiert genutzt werden. Der Kontoinhaber 
kann über die Moneyou Go-App Verfügungen vornehmen 
und der Bank Weisungen erteilen. Unterrichtungen der Bank 
erfolgen über die Moneyou Go-App.

1.3	 Einzelkonto
Das Konto kann nur als Einzelkonto geführt werden.

1.4	 Einzelne Leistungsmerkmale
Im Einzelnen umfasst der Kontovertrag folgende Leistungen:
–	 Kontoführung in laufender Rechnung;
–	 Auszahlungen mit der MasterCard (Debit) an Geldauto-

maten und Kassenterminals;
–	 Kartenumsätze mit der MasterCard (Debit);
–	 SEPA-Überweisungen für inländische und grenzüber-

schreitende Euro-Zahlungen im gesamten SEPA-Raum1;
–	 Ausführung von SEPA-Basis-Lastschriften aus dem 

gesamten SEPA-Raum ab 01.12.2018; bei früherer 
Ausführungsmöglichkeit nach gesonderter Mitteilung 
der Bank.

Folgende Leistungen werden nicht angeboten:
–	 Daueraufträge;
–	 Überweisungen außerhalb des SEPA-Raumes;
–	 Ausführung von SEPA-Firmen-Lastschriften, 

Lastschriften außerhalb des SEPA-Raumes 
einschließlich Lastschrifteinzüge im Kundenauftrag;

–	 Scheckeinreichungen/-inkasso;
–	 Überziehungskredit.

1	 Zum SEPA-Raum gehören derzeit Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, 

Finnland, Frankreich, Griechenland, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 

Nordirland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, 

Malta, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, San 

Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik.
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6.	 Ausschluss von Abtretung und 
Verpfändung

Ansprüche des Kontoinhabers aus dem Kontovertrag 
können an Dritte weder abgetreten noch verpfändet werden.

7.	 Postanschrift, Mitteilung von Änderungen

7.1	 Postanschrift
Der Kontoinhaber ist verpflichtet, jede Änderung seiner 
Postanschrift der Bank unverzüglich mitzuteilen.

7.2	 Steuern
Der Kontoinhaber ist verpflichtet, der Bank eine Änderung 
seiner zur Steuerpflicht im Ausland gemachten Angaben 
unverzüglich mitzuteilen.

8.	 Tod des Kontoinhabers

Bei Tod des Kontoinhabers treten dessen Erben in den  
Kontovertrag mit der Bank ein. Der Tod des Kontoinhabers 
ist der Bank unverzüglich anzuzeigen. Die Nutzung des  
Kontos als app-basiertes Konto ist bei Tod des Kontoinha-
bers nicht mehr möglich. Der Bank steht ein Kündigungs-
recht aus wichtigem Grund zu.

9.	 Laufzeit und Kündigung 

Der Kontovertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es besteht keine Mindestlaufzeit. Für die Kündigung des 
Kontovertrags gelten die in Nr. 18 und 19 der „Allgemeine 
Geschäftsbedingungen für das Moneyou Go-Zahlungskonto“ 
festgelegten Kündigungsregeln. Eine ausgegebene Master-
Card (Debit) ist unverzüglich nach Beendigung der Geschäfts-
beziehung vom Kontoinhaber an die Bank zurückzugeben. 

10.	Anwendbares Recht

Es gilt deutsches Recht.

11.	Geltungsbereich

Die „Girokontobedingungen für das Moneyou Go-
Zahlungskonto“ gehen den

–	 „Allgemeine Geschäftsbedingungen für das Moneyou 
Go-Zahlungskonto“,

–	 „Zugangsbedingungen für die Moneyou Go Banking- 
App“,

–	 „Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für 
das Moneyou Go-Zahlungskonto“,

–	 „Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im 
SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für das Moneyou Go-
Zahlungskonto“,

–	 „Bedingungen für das App-Banking für das Moneyou 
Go-Zahlungskonto“ und 

–	 „Bedingungen für die MasterCard (Debit) für das 
Moneyou Go-Zahlungskonto“

	 (nachfolgend zusammen „weitere Bedingungen“)

vor. Insoweit die weiteren Bedingungen Regelungen zu 
Leistungsmerkmalen enthalten, welche nicht von der Bank 
gemäß Nr. 1.4 „Einzelne Leistungsmerkmale“ angeboten 
werden, finden diese keine Anwendung.
Die Bank behält sich das Recht vor, den Umfang der ange-
botenen Leistungen jederzeit zu erweitern. Gleichzeitig hat 
die Bank das Recht, die Art und Weise der Auftragserteilung 
unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des  
Kontoinhabers von weiteren Auflagen abhängig zu machen. 
Die Bank wird den Kunden über derartige Änderungen recht-
zeitig unterrichten.



Einwilligung zur Überprüfung des mobilen Endgeräts auf 
Jailbreak oder Rooten

Die Bank überprüft das mobile Endgerät darauf, ob die 
Sicherheitsbeschränkungen des Betriebssystems (z. B. iOS, 
Android) durch Jailbreak oder Rooten beeinträchtigt sind. Im 
Falle von Jailbreak oder Rooten kann die Banking-App aus 
Sicherheitsgründen auf dem mobilen Endgerät nicht genutzt 
werden. 

Mit Zustimmung zu den „Zugangsbedingungen für die 
Moneyou Go Banking-App“ willigt der Nutzer in die 
Überprüfung des mobilen Endgeräts auf Jailbreak oder 
Rooten ein.

Zugangsbedingungen für die 
Moneyou Go Banking-App 

Bei der Moneyou Go Banking-App (nachfolgend „Banking- 
App“) handelt es sich um ein Produkt der 

ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch 
Ulmenstraße 23-25 
60325 Frankfurt am Main 
Tel: 069-12 00 67 67
Telefax: 069-71 67 35 699
E-Mail: go@moneyou.de 
www.moneyou.de

(nachfolgend „Bank“).

Der Zugang zur Banking-App erfolgt mittels PIN5, Fingerab-
druck oder anderem biometrischen Merkmal (z. B. Gesichts-
erkennung).

PIN5

Bei der PIN5 handelt es sich um eine selbst gewählte 
5-stellige Zahlenkombination. Aus Sicherheitsgründen sollte 
die PIN5 nur für die Nutzung der Banking-App verwendet 
werden. 

Fingerabdruck/Gesichtserkennung

Der Zugang mittels Fingerabdruck oder Gesichtserkennung 
ist nur auf einem mobilen Endgerät (Smartphone oder Tab-
let) möglich, welches die jeweilige Anwendung vorsieht. Die 
Einzelheiten sind den Bedingungen des jeweiligen Anbieters 
(z. B. Apple) zu entnehmen. Die Bank speichert den Fingerab-
druck oder das Gesicht nicht. 

Die Fingerabdruck- oder Gesichtserkennungsfunktion kann 
ggf. von mehreren Personen auf demselben mobilen Endge-
rät genutzt werden. Wurden Fingerabdrücke oder Gesichter 
von mehreren Personen gespeichert, haben diese Personen 
Zugang zur Banking-App. Hierdurch kann es zu einer unbe-
rechtigten Nutzung der Banking-App kommen.

Kennen andere Personen die Zugangsdaten zum mobilen 
Endgerät, ist es ihnen möglich, die Fingerabdruck- oder Ge-
sichtserkennungsfunktion zu aktivieren. Auch in diesem Fall 
kann es zu einer unberechtigten Nutzung der Banking-App 
kommen.

Änderung von PIN5, Deaktivierung der Fingerabdruck- 
oder Gesichtserkennungsfunktion und Sperrung des 
Zugangs zur Banking-App

Die Änderung der PIN5 oder die Deaktivierung des Zugangs 
zur Banking-App mittels Fingerabdruck oder Gesichtserken-
nung kann jederzeit über die Einstellungen in der App erfol-
gen. Bei Verlust des mobilen Endgeräts oder im Betrugsfall 
kann der Zugang zur Banking-App durch die Bank gesperrt 
werden. Die Bank ist unter 069 – 12 00 67 67 von Montag bis 
Freitag von 08:30 - 21:00 und Samstag von 10:00 - 17:00 zu 
erreichen.
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Allgemeine Geschäfts-
bedingungen für das 
Moneyou Go-Zahlungskonto

Grundregeln für die 
Beziehung zwischen Kunde 
und Bank

1.	 Geltungsbereich und Änderungen dieser  
Geschäftsbedingungen und der Sonder- 
bedingungen für einzelne Geschäfts-
beziehungen 

(1)	 Geltungsbereich 
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die ge-
samte Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
inländischen Niederlassung der ABN AMRO Bank N.V., der 
ABN AMRO Bank N.V. Frankfurt Branch (nachfolgend „Bank“ 
genannt). Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehun-
gen (zum Beispiel für den Zahlungsverkehr und für den 
Sparverkehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen oder 
Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
enthalten; sie werden bei der Kontoeröffnung oder bei Er-
teilung eines Auftrages mit dem Kunden vereinbart. 

(2)	 Änderungen 
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonder-
bedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rah-
men der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommu-
nikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten 
werden. Der Kunde kann den Änderungen vor dem vor-
geschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder 
zustimmen oder sie ablehnen. Die Zustimmung des Kunden 
gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die 
Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. 
Werden dem Kunden Änderungen von Bedingungen zu 
Zahlungsdiensten (zum Beispiel Überweisungsbedingungen) 
angeboten, kann er den von der Änderung betroffenen 
Zahlungsdiensterahmenvertrag vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht 
wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. 

2.	 Bankgeheimnis und Bankauskunft 

(1)	 Bankgeheimnis 
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezoge-
nen Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie 
Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den 
Kunden darf die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche 
Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde eingewilligt hat 
oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist. 

(2)	 Bankauskunft 
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellun-
gen und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; 
betragsmäßige Angaben über Kontostände, Sparguthaben, 
Depot- oder sonstige der Bank anvertraute Vermögenswerte 
sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruchnahmen 
werden nicht gemacht. 

(3)	 Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft 
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im 
Handelsregister eingetragene Kaufleute Bankauskünfte 
zu erteilen, sofern sich die Anfrage auf ihre geschäftliche 
Tätigkeit bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Auskünfte, 
wenn ihr eine anders lautende Weisung des Kunden vorliegt. 
Bankauskünfte über andere Personen, insbesondere über 
Privatkunden und Vereinigungen, erteilt die Bank nur dann, 
wenn diese generell oder im Einzelfall ausdrücklich zuge-
stimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der 
Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten 
Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden 
der Auskunftserteilung entgegenstehen. 

(4) 	 Empfänger von Bankauskünften 
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie 
anderen Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer 
Kunden.

3.	 Haftung der Bank; Mitverschulden des 
Kunden

(1)	 Haftungsgrundsätze 
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für 
jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die 
sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit 
die Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen 
oder sonstige Vereinbarungen etwas Abweichendes regeln, 
gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein 
schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung der in 
Nr.11 dieser Geschäftsbedingungen aufgeführten Mitwir-
kungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschul-
dens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben. 



6.	 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand 
bei kaufmännischen und öffentlich-
rechtlichen Kunden 

(1)	 Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
Bank gilt deutsches Recht.

(2)	 Gerichtsstand für Inlandskunden 
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäfts-
beziehung dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzu- 
rechnen, so kann die Bank diesen Kunden an dem für die 
kontoführende Stelle zuständigen Gericht oder bei einem 
anderen zuständigen Gericht verklagen; dasselbe gilt für 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts und für 
öffentlich-rechtliche Sondervermögen. Die Bank selbst kann 
von diesen Kunden nur an dem für die kontoführende Stelle 
zuständigen Gericht verklagt werden. 

(3)	 Gerichtsstand für Auslandskunden 
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im 
Ausland eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, 
sowie für ausländische Institutionen, die mit inländischen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder mit 
einem inländischen öffentlich-rechtlichen Sondervermögen 
vergleichbar sind.

Kontoführung

7.	 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrent-
konten (Konten in laufender Rechnung) 

(1)	 Erteilung der Rechnungsabschlüsse 
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht 
etwas anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalen-
derquartals einen Rechnungsabschluss; dabei werden die 
in diesem Zeitraum entstandenen beiderseitigen Ansprüche 
(einschließlich der Zinsen und Entgelte der Bank) verrechnet. 
Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung 
ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschäftsbedingungen oder 
nach der mit dem Kunden anderweitig getroffenen Verein-
barung Zinsen berechnen. 

(2)	 Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
eines Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor 
Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; 
macht er seine Einwendungen in Textform geltend, genügt 
die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. Das Unter-
lassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf 
diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsab-
schlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach 
Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses 
verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein 
Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift nicht 
erteilt wurde. 

(2)	 Weitergeleitete Aufträge 
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der 
Form ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der 
weiteren Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag da-
durch, dass sie ihn im eigenen Namen an den Dritten weiter-
leitet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft zum Beispiel die 
Einholung von Bankauskünften bei anderen Kreditinstituten. 
In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die 
sorgfältige Auswahl und Unterweisung des Dritten. 

(3)	 Störung des Betriebs 
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, 
Aufruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige 
von ihr nicht zu vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel 
Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen von 
hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten. 

4.	 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des 
Kunden  

Der Kunde kann gegen Forderungen der Bank nur aufrech- 
nen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechts-
kräftig festgestellt sind. Bezüglich der gegenseitigen 
Forderungen von Bank und Kunde aus einem Rückgewähr-
schuldverhältnis infolge eines Widerrufs aufgrund eines 
Widerrufsrechts bei Verbraucherverträgen (§§ 355 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuches) gilt Satz 1 unter Beachtung von 
§ 361 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches nicht.

5.	 Verfügungsberechtigung nach dem Tod 
des Kunden  

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber 
der Bank auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der 
Bank seine erbrechtliche Berechtigung in geeigneter Weise 
nachzuweisen. 
Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) 
nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vorgelegt, darf die 
Bank denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvoll- 
strecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfü-
gen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an 
ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass 
der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder we-
gen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsberechtigt 
ist oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt 
geworden ist. 
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8.	 Storno- und Berichtigungsbuchungen der 
Bank 

(1)	 Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Bei-
spiel wegen einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis 
zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belastungs-
buchung rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungs-
anspruch gegen den Kunden zusteht (Stornobuchung); der 
Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung 
nicht einwenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits 
verfügt hat. 

(2)	 Nach Rechnungsabschluss 
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem 
Rechnungsabschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungs-
anspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres 
Anspruchs sein Konto belasten (Berichtigungsbuchung). 
Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung Einwen-
dungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder 
gutschreiben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert 
geltend machen.

(3)	 Information des Kunden; Zinsberechnung 
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank 
den Kunden unverzüglich unterrichten. Die Buchungen  
nimmt die Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwir-
kend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte Buchung 
durchgeführt wurde. 

9.	 Einzugsaufträge 

(1)	 Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung  
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Last-
schriften schon vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter 
dem Vorbehalt ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn 
diese bei der Bank selbst zahlbar sind. Der Vorbehalt gilt 
auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen 
Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks 
oder Lastschriften nicht eingelöst oder erhält die Bank den 
Betrag aus dem Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die 
Vorbehaltsgutschrift rückgängig. Dies geschieht unabhängig 
davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt 
wurde. 

(2)	 Einlösung von Lastschriften und vom Kunden  
ausgestellter Schecks 
Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belas-
tungsbuchung nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag2 

– bei SEPA-Firmenlastschriften nicht spätestens am dritten 
Bankarbeitstag – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht 
wird. Barschecks sind bereits mit Zahlung an den Scheck-
vorleger eingelöst. Schecks sind auch schon dann eingelöst, 
wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. 
Schecks, die über die Abrechnungsstelle der Bundesbank 
vorgelegt werden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem 
von der Bundesbank festgesetzten Zeitpunkt zurückgegeben 
werden. 

2	 Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.

10.	Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei 
Fremdwährungskonten 

(1)	 Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen 
an den Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder 
Währung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Gut- 
haben auf Fremdwährungskonten (zum Beispiel durch 
Überweisungen zu Lasten des Fremdwährungsguthabens) 
werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der 
Währung abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig 
innerhalb des eigenen Hauses ausführt. 

(2)	 Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem 
Kunden 
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Bei- 
spiel ein Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Ver-
schaffung eines Betrages in fremder Währung schuldet, wird 
sie ihre Fremdwährungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf 
dem Konto des Kunden in dieser Währung erfüllen, sofern 
nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3)	 Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die 
Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung 
zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder 
zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 
2) ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank 
in der Währung, auf die das Fremdwährungsguthaben 
oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter 
Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht 
oder nur eingeschränkt verfügen kann. In dem Umfang und 
solange diese Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist 
die Bank auch nicht zu einer Erfüllung an einem anderen 
Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer anderen 
Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von 
Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Aus-
führung einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungs-
guthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank 
vollständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht des 
Kunden und der Bank, fällige gegenseitige Forderungen in 
derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von 
den vorstehenden Regelungen unberührt. 

(4)	 Wechselkurs
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungs- 
geschäften ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“. Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungs-
diensterahmenvertrag. 



Kosten der 
Bankdienstleistungen

12.	Zinsen, Entgelte und Aufwendungen

(1)	 Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bank- 
leistungen, die die Bank gegenüber Verbrauchern erbringt, 
einschließlich der Höhe von Zahlungen, die über die für die 
Hauptleistung vereinbarten Entgelte hinausgehen, ergeben 
sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. 
Wenn ein Verbraucher eine dort aufgeführte Hauptleistung 
in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Verein-
barung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zinsen und 
Entgelte. 
Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt 
für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrau-
chers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur 
ausdrücklich treffen, auch wenn sie im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesen ist. 
Für die Vergütung der nicht im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ aufgeführten Leistungen, die im Auftrag des Verbrau-
chers erbracht werden und die, nach den Umständen zu 
urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, gelten, 
soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die 
gesetzlichen Vorschriften.

(2)	 Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine 
Verbraucher sind
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bank- 
leistungen, die die Bank gegenüber Kunden, die keine Ver-
braucher sind, erbringt, ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“, soweit das „Preis-und Leistungsver-
zeichnis“ übliche Bankleistungen gegenüber Kunden, die
keine Verbraucher sind (zum Beispiel Geschäftskunden), 
ausweisen. 
Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort auf-
geführte Bankleistung in Anspruch nimmt und dabei keine 
abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu 
diesem Zeitpunkt im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ange-
gebenen Zinsen und Entgelte. 
Im Übrigen bestimmt die Bank, sofern keine andere Verein-
barung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem 
nicht entgegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten 
nach billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs). 

(3)	 Nicht entgeltfähige Leistungen
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Geset-
zes oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflich-
tet ist oder die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die 
Bank kein Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich 
zulässig und wird nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung 
erhoben.

Mitwirkungspflichten des 
Kunden

11.	Mitwirkungspflichten des Kunden

(1)	 Mitteilung von Änderungen
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist 
es erforderlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines 
Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen oder die 
Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungs-
macht (insbesondere einer Vollmacht) unverzüglich mitteilt. 
Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die Ver-
tretungsmacht in ein öffentliches Register (zum Beispiel in 
das Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder 
ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird. Darüber 
hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mitteilungs- 
pflichten, insbesondere aus dem Geldwäschegesetz, erge-
ben.

(2)	 Klarheit von Aufträgen 
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. 
Nicht eindeutig formulierte Aufträge können Rückfragen zur 
Folge haben, die zu Verzögerungen führen können. Vor allem 
hat der Kunde bei Aufträgen auf die Richtigkeit und Vollstän-
digkeit seiner Angaben, insbesondere der Kontonummer 
und Bankleitzahl oder IBAN3 und BIC4 sowie der Währung zu 
achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen 
von Aufträgen müssen als solche gekennzeichnet sein.

(3)	 Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung 
eines Auftrags
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere 
Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei 
formularmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhalb des 
Formulars erfolgen. 

(4)	 Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, sonstige Abrechnungen, 
Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie Informa-
tionen über erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf 
ihre Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich zu überprü-
fen und etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben.

(5)	 Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von  
Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse dem Kunden nicht zugehen, 
muss er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die  
Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben 
anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet 
(Kontoauszüge nach der Ausführung von Aufträgen des Kun-
den oder über Zahlungen, die der Kunde erwartet).

3	 International Bank Account Nummer (Internationale Bankkontonummer).

4	 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code).
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(4)	 Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei 
Erhöhung
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderli-
chen Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditverein- 
barung mit dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Ände- 
rungen von Zinsen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der 
Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon 
betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen 
nach der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wir-
kung kündigen. Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten 
Zinsen für die gekündigte Kreditvereinbarung nicht zugrunde 
gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine angemessene Frist 
einräumen.

(5)	 Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft 
in Anspruch genommenen Leistungen
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kun-
den im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise 
dauerhaft in Anspruch genommen werden (zum Beispiel 
Kontoführung), werden dem Kunden spätestens zwei Mona-
te vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwer- 
dens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank 
im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online- 
Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege an-
geboten werden. Der Kunde kann den Änderungen vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder 
zustimmen oder sie ablehnen.
Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine 
Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Änderung angezeigt hat. Auf diese 
Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen. Werden dem Kunden die Änderun-
gen angeboten, kann er den von der Änderung betroffenen 
Vertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Änderung auch fristlos und kostenfrei kündi-
gen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem 
Angebot hinweisen. Kündigt der Kunde, wird das geänderte 
Entgelt für die gekündigte Geschäftsbeziehung nicht zugrun-
de gelegt. 
Die vorstehende Vereinbarung gilt gegenüber Verbrauchern 
nur dann, wenn die Bank Entgelte für Hauptleistungen 
ändern will, die vom Verbraucher im Rahmen der Geschäfts-
verbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch genom-
men werden. Eine Vereinbarung über die Änderung eines 
Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende 
Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit 
dem Verbraucher nur ausdrücklich vereinbaren. 

(6)	 Ersatz von Aufwendungen 
Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendun-
gen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(7)	 Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen  
und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für 
Zahlungen 
Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdienste- 
verträgen mit Verbrauchern für Zahlungen richten sich die 
Zinsen und die Kosten (Entgelte, Auslagen) nach den jeweili-
gen vertraglichen Vereinbarungen und Sonderbedingungen 
sowie ergänzend nach den gesetzlichen Vorschriften. Die 
Änderung von Entgelten von Zahlungsdiensterahmenver- 
trägen (z. B. Girovertrag) richtet sich nach Absatz 5. 

Sicherheiten für die Ansprüche 
der Bank gegen den Kunden

13.	Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten 

(1)	 Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten 
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten 
verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt 
sind (zum Beispiel Aufwendungsersatzanspruch wegen der 
Inanspruchnahme aus einer für den Kunden übernomme-
nen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine 
Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der 
Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), so besteht für 
die Bank ein Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haftungsübernahme 
folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(2)	 Veränderung des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den 
Kunden zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die 
Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, 
kann sie auch später noch eine Besicherung fordern. Voraus- 
setzung hierfür ist jedoch, dass Umstände eintreten oder 
bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der An- 
sprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein, wenn 
–	 sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nach-

teilig verändert haben oder sich zu verändern drohen 
oder 

–	 sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig ver-
schlechtert haben oder zu verschlechtern drohen. 

Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn 
ausdrücklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder aus- 
schließlich im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen 
hat. Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht der An-
spruch auf die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten 
nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben 
sind. Übersteigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, 
besteht der Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung auch 
dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 abgeschlosse-
nen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab dem 21. 
März 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdarle-
hensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine 
abschließenden Angaben über Sicherheiten enthalten sind.

(3)	 Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird 
die Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt 
die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach 
Nr. 19 Absatz 3 dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu 
machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung 
oder Verstärkung von Sicherheiten nicht fristgerecht nach-
kommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen. 



an den Kunden vor, falls ihr im Zeitpunkt der Anforderung 
keine zu sichernden Ansprüche gegen den Kunden zustehen 
oder sie ihn über den Gegenwert der Papiere vor deren 
endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt. 

16.	Begrenzung des Besicherungsanspruchs 
und Freigabeverpflichtung

(1)	 Deckungsgrenze
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstär-
kung von Sicherheiten so lange geltend machen, bis der 
realisierbare Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag 
aller Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung 
(Deckungsgrenze) entspricht. 

(2)	 Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungs-
grenze nicht nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf 
Verlangen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizu- 
geben, und zwar in Höhe des die Deckungsgrenze überstei- 
genden Betrages; sie wird bei der Auswahl der freizugeben-
den Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden 
und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlich- 
keiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht neh- 
men. In diesem Rahmen ist die Bank auch verpflichtet, Auf-
träge des Kunden über die dem Pfandrecht unterliegenden 
Werte auszuführen (zum Beispiel Auszahlung von Spargut- 
haben).  

(3)	 Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungs-
maßstab als der realisierbare Wert oder ist eine andere 
Deckungsgrenze oder ist eine andere Grenze für die Freiga-
be von Sicherheiten vereinbart, so sind diese maßgeblich. 

17.	Verwertung von Sicherheiten

(1)	 Wahlrecht der Bank 
Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Si-
cherheiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der 
Auswahl der zu verwertenden Sicherheiten auf die berech-
tigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsge-
bers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten 
bestellt hat, Rücksicht nehmen. 

(2)	 Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht 
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, 
wird die Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift 
erteilen, die als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit 
dienenden Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatz- 
steuerrechts entspricht. 

14.	Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten 
der Bank

(1)	 Einigung über das Pfandrecht
Die Bank erwirbt ein Pfandrecht an den Ansprüchen, die 
dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden 
(zum Beispiel Kontoguthaben).

(2)	 Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, 
künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank mit ihren 
sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen aus der 
bankmäßigen Geschäftsverbindung gegen den Kunden zu- 
stehen. Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für 
Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernom-
men (zum Beispiel als Bürge), so sichert das Pfandrecht die 
aus der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab 
ihrer Fälligkeit. 

(3)	 Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die 
Verfügungsgewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimm-
ten Zweck verwendet werden dürfen (zum Beispiel Barein-
zahlung zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das 
Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte.

15.	Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und 
diskontierten Wechseln 

(1)	 Sicherungsübereignung 
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten 
Schecks und Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Siche-
rungseigentum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank 
im Zeitpunkt des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigen-
tum; belastet sie diskontierte Wechsel dem Konto zurück, so 
verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

(2)	 Sicherungsabtretung 
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln 
gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die 
Bank über; ein Forderungsübergang findet ferner statt, wenn 
andere Papiere zum Einzug eingereicht werden (zum Beispiel 
Lastschriften, kaufmännische Handelspapiere). 

(3)	 Zweckgebundene Einzugspapiere 
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe einge-
reicht, dass ihr Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck 
verwendet werden darf, erstrecken sich die Sicherungs- 
übereignung und die Sicherungsabtretung nicht auf diese 
Papiere. 

(4)	 Gesicherte Ansprüche der Bank 
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung 
dienen der Sicherung aller Ansprüche, die der Bank gegen 
den Kunden bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen 
Kontokorrentkonten zustehen oder die infolge der Rückbe-
lastung nicht eingelöster Einzugspapiere oder diskontierter 
Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die 
Bank eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an 
den Papieren und der auf sie übergegangenen Forderungen 

|S. 13 von 52Moneyou Geschäftsbedingungen und Preis- und Leistungsverzeichnis für das Moneyou Go-Zahlungskonto | Stand 09/2018



S. 14 von 52| Moneyou Geschäftsbedingungen und Preis- und Leistungsverzeichnis für das Moneyou Go-Zahlungskonto | Stand 09/2018

Kündigung

18.	Kündigungsrechte des Kunden 

(1)	 Jederzeitiges Kündigungsrecht 
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder 
einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheck-
vertrag), für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist kündigen. 

(2)	 Kündigung aus wichtigem Grund 
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine 
fristlose Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn 
hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, 
auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der 
Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung 
fortzusetzen. 

(3)	 Gesetzliche Kündigungsrechte 
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

19.	Kündigungsrechte der Bank 

(1)	 Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder 
einzelne Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit 
noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, 
jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen Kündigungs-
frist kündigen (zum Beispiel den Scheckvertrag, der zur Nut-
zung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung 
der Kündigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten 
Belange des Kunden Rücksicht nehmen. Für die Kündigung 
eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (zum Beispiel laufen-
des Konto oder Kartenvertrag) und eines Depots beträgt die 
Kündigungsfrist mindestens zwei Monate. 

(2)	 Kündigung unbefristeter Kredite  
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch 
eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann 
die Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
kündigen. Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündi- 
gungsrechts auf die berechtigten Belange des Kunden Rück-
sicht nehmen. 
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für 
die Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrages vor-
sieht, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen 
kündigen. 

(3)	 Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist 
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung 
oder einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung 
auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des 
Kunden unzumutbar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, 
–	 wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermö-

gensverhältnisse gemacht hat, die für die Entscheidung 
der Bank über eine Kreditgewährung oder über andere 
mit Risiken für die Bank verbundene Geschäfte (zum 
Beispiel Aushändigung einer Zahlungskarte) von erheb- 
licher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt 
dies nur, wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeits- 
prüfung relevante Informationen wissentlich vorenthal-
ten oder diese gefälscht hat und dies zu einem Mangel 
der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder 

–	 wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermö-
gensverhältnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit 
einer Sicherheit eintritt oder einzutreten droht und 
dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die 
Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der 
Bank – auch unter Verwertung einer hierfür bestehen-
den Sicherheit – gefährdet ist oder 

–	 wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung 
oder Verstärkung von Sicherheiten nach Nummer 13 
Absatz 2 dieser Geschäftsbedingungen oder aufgrund 
einer sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der von 
der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt. 

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertrag- 
lichen Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf 
einer zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach 
erfolgloser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen 
der Besonderheiten des Einzelfalles (§ 323 Absätze 2 und 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuches) entbehrlich. 

(4)	 Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei  
Verzug 
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für 
die Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines 
Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur 
nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen. 

(5)	 Kündigung eines Basiskontovertrages
Einen Basiskontovertrag kann die Bank nur nach den 
zwischen der Bank und dem Kunden auf Grundlage des 
Zahlungskontengesetzes getroffenen Vereinbarungen und 
den Bestimmungen des Zahlungskontengesetzes kündigen. 

(6)	 Abwicklung nach einer Kündigung  
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank 
dem Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rück-
zahlung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen, 
soweit nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist (zum 
Beispiel bei der Kündigung des Scheckvertrages die Rück- 
gabe der Scheckvordrucke). 



Beschwerdemöglichkeiten/ 
Ombudsmannverfahren  

21.	Beschwerde- und Alternative 
Streitbeilegungsverfahren

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten: 
–	 Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im 

„Preis-und Leistungsverzeichnis“ genannte Kontakt-
stelle der Bank wenden. Die Bank wird Beschwerden in 
geeigneter Weise beantworten, bei Zahlungsdienste- 
verträgen erfolgt dies in Textform (zum Beispiel mittels 
Brief, Telefax oder E-Mail). 

–	 Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Ver-
braucherschlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten 
Banken“ (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat 
der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer  
Streitigkeit mit der Bank den Ombudsmann der priva- 
ten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegen- 
stand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstever-
trag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können 
auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Om- 
budsmann der privaten Banken anrufen. Näheres 
regelt die „Verfahrensordnung für die Schlichtung von 
Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“, die 
auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im Inter-
net unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die 
Beschwerde ist in Textform (zum Beispiel mittels Brief, 
Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle 
beim Bundesverband deutscher Banken e. V., Postfach 
04 03 07, 10062 Berlin, Telefax: (030) 1663-3169, E-Mail:  
ombudsmann@bdb.de, zu richten. 

– 	 Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich  
jederzeit schriftlich oder zur dortigen Niederschrift bei 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, über Ver-
stöße der Bank gegen das Zahlungsdiensteaufsichts- 
gesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) oder gegen Artikel 248 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(EGBGB) zu beschweren. 

– 	 Die Europäische Kommission hat unter https://ec.euro-
pa.eu/consumers/odr/main/?event=main.home2.show 
eine Europäische Online-Streitbeilegungsplattform 
(OS-Plattform) errichtet. Die OS-Plattform kann ein 
Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer 
Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU 
niedergelassenen Unternehmen nutzen. 

Schutz der Einlagen 

20.	Einlagensicherungsfonds  

(1)	 Einlagensicherungssystem 
Die Bank ist dem niederländischen Einlagensicherungssys- 
tem (Depositogarantiestelsel) angeschlossen. Das Einlagen- 
sicherungssystem ist im niederländischen Gesetz „Wet op  
het financieel toezicht“ geregelt. Gesichert werden alle Ver- 
bindlichkeiten, die in der Bilanzposition „Verbindlichkeiten  
gegenüber Kunden“ auszuweisen sind. Hierzu zählen Sicht-,  
Termin- und Spareinlagen einschließlich der auf den Namen 
lautenden Sparbriefe. Nähere Informationen hierzu, insbe- 
sondere zu dem geschützten Personenkreis und zum Siche-
rungsumfang, sind auf den Webseiten der niederländischen 
Zentralbank De Nederlandsche Bank N.V. (DNB) unter  
www.dnb.nl und der Bank unter www.moneyou.de abruf-
bar. Derzeit beträgt der gesicherte Betrag 100.000 Euro pro 
Einzelkunde. 

(2)	 Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem niederländischen Einlagensiche-
rungsfonds oder einem von ihm Beauftragten alle in diesem 
Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
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Bedingungen für das App-
Banking für das Moneyou 
Go-Zahlungskonto

1.	 Leistungsangebot 

1.1	 Der Kontoinhaber kann Bankgeschäfte mittels der Moneyou 
Go Banking-App (nachfolgend „Banking-App“ genannt) in 
dem von der ABN AMRO Bank N.V. Frankfurt Branch (nach-
folgend „Bank“ genannt) angebotenen Umfang abwickeln. 
Zudem kann er Informationen der Bank mittels Banking-App 
abrufen. 

1.2	 Zur Nutzung der Banking-App gelten die mit der Bank geson-
dert vereinbarten Verfügungslimite.

1.3	 Begriffe, die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 
in Sonderbedingungen definiert und verwendet werden, 
haben für die Bedingungen für das App-Banking die gleiche 
Bedeutung.

2.	 Voraussetzungen zur Nutzung des  
App-Banking 

Der Kontoinhaber benötigt für die Nutzung der Banking-App 
die mit der Bank vereinbarten Zahlungsinstrumente, um sich 
gegenüber der Bank als berechtigter Kontoinhaber auszu-
weisen (siehe Nummer 3) und Aufträge zu autorisieren  
(siehe Nummer 4). Statt eines Personalisierten Sicherheits- 
merkmals als Teil des Zahlungsinstruments (Nummer 2.2) 
kann auch ein biometrisches Merkmal des Kontoinhabers 
zum Zwecke der Authentifizierung  vereinbart werden.

2.1	 Personalisierte Sicherheitsmerkmale
Personalisierte Sicherheitsmerkmale sind personalisierte 
Merkmale, die die Bank dem Kontoinhaber zum Zwecke 
der Authentifizierung bereitstellt. Authentifizierung ist ein 
Verfahren, mit dessen Hilfe der Zahlungsdienstleister die 
Identität eines Zahlungsdienstnutzers (z. B. der Kontoinha-
ber) oder die berechtigte Verwendung eines bestimmten 
Zahlungsinstruments, einschließlich der Verwendung der 
personalisierten Sicherheitsmerkmale des Nutzers, über-
prüfen kann. Ein personalisiertes Sicherheitsmerkmal ist 
beispielsweise die PIN5. Die PIN5 kann der Kontoinhaber in 
der Banking-App selbst vergeben. Dabei sind aus Sicherheits-
gründen leicht ermittelbare Zahlenkombinationen (einfache 
Zahlenreihen (z. B. 1, 2, 3, 4, 5), Geburtstage, Postleitzahlen, 
Telefonnummern etc.) als PIN5 nicht zu verwenden.

2.2	 Zahlungsinstrumente
Zahlungsinstrument ist die Kombination aus der Banking- 
App und einem personalisierten Sicherheitsmerkmal (z. B. 
PIN5). Nur mit dieser Kombination kann der Kontoinhaber 
Zahlungsvorgänge freigeben. 

2.3	 Verknüpfung mit mobilem Endgerät
Die Banking-App kann nur über ein mobiles Endgerät (Smart-
phone oder Tablet) genutzt werden, das mit dem Konto 
verknüpft ist. Im Fall, dass ein anderes mobiles Endgerät 
genutzt werden soll, muss die Verknüpfung mit dem Konto 
über das andere mobile Endgerät neu hergestellt werden. 
Einzelheiten können den FAQ entnommen werden. Die FAQ 
können unter moneyou.de/go eingesehen werden.

3.	 Zugang zum Konto 

Der Kontoinhaber erhält Zugang zu seinem Konto mittels der 
Banking-App, wenn
–	 er das mit dem Konto verknüpfte mobile Endgerät 

nutzt und seine PIN5 übermittelt oder das vereinbarte 
biometrische Merkmal einsetzt,

– 	 die Prüfung dieser Daten bei der Bank eine Zugangs-
berechtigung des Kontoinhabers ergeben hat und

– 	 keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9) 
vorliegt.

Nach Gewährung des Zugangs zum Konto mittels der 
Banking-App kann der Kontoinhaber Informationen abrufen 
oder Aufträge erteilen.

4.	 App-Banking-Aufträge 

4.1	 Auftragserteilung, Autorisierung und Authentifizierung
Die Auftragserteilung erfolgt in der Banking-App durch Zus-
timmung (Autorisierung) des Kontoinhabers zu bestimmten 
Aufträgen (zum Beispiel Überweisungen) und durch Über-
mittlung des Auftrages mittels der Banking-App an die Bank. 
Der Nachweis der Berechtigung zur Auftragserteilung erfolgt 
mit dem von der Bank bereit gestellten personalisierten 
Sicherheitsmerkmal (z. B. PIN5) oder mit dem vereinbarten 
biometrischen Merkmal (Authentifizierung). Die Bank bestä-
tigt über die Banking-App den Eingang des Auftrags. 

4.2	 Widerruf von Aufträgen
Die Widerrufbarkeit eines Banking-App-Auftrags richtet sich 
nach den für die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbe-
dingungen (zum Beispiel Sonderbedingungen für den Über-
weisungsverkehr für Moneyou Go-Zahlungskonto).
Der Widerruf von Aufträgen kann nur außerhalb der  
Banking-App erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine  
Widerrufsmöglichkeit in der Banking-App ausdrücklich vor.



7.2	 Geheimhaltung der personalisierten Sicherheits- 
merkmale und sichere Aufbewahrung der  
Zahlungsinstrumente

(1) 	 Der Kontoinhaber hat sein Zahlungsinstrument sicher aufzu-
bewahren, insbesondere
–	 seine personalisierten Sicherheitsmerkmale (siehe 

Nummer 2.1) geheim zu halten sowie
–	 sein mobiles Endgerät, das mit seinem Konto verknüpft 

ist (siehe Nummer 2.3), vor dem Zugriff anderer Perso-
nen sicher zu verwahren.

Denn jede andere Person, die im Besitz des mobilen End-
geräts ist, das mit dem Konto verknüpft ist, kann in Verbin-
dung mit der Kenntnis des dazugehörigen personalisierten 
Sicherheitsmerkmals das Banking-App-Verfahren miss- 
bräuchlich nutzen.

(2) 	 Insbesondere ist Folgendes zum Schutz des personalisierten 
Sicherheitsmerkmals zu beachten:
–	 Das personalisierte Sicherheitsmerkmal (z. B. PIN5) darf 

nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden.
–	 Bei Eingabe des personalisierten Sicherheitsmerkmals 

ist sicherzustellen, dass andere Personen dieses nicht 
ausspähen können.

–	 Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht per 
E-Mail weitergegeben werden.

–	 Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht  
zusammen mit dem mobilen Endgerät, das mit dem 
Konto verknüpft ist, verwahrt werden.

7.3	 Sicherheitshinweise der Bank
Der Kontoinhaber muss die Sicherheitshinweise auf der 
Internetseite der Bank zum App-Banking, insbesondere die 
Maßnahmen zum Schutz des eingesetzten mobilen End-
geräts, beachten.

7.4	 Kontrolle der Auftragsdaten mit von der Bank  
angezeigten Daten
Soweit die Bank in der Banking-App dem Kontoinhaber 
Daten aus seinem Banking-App-Auftrag (zum Beispiel Betrag, 
Kontonummer des Zahlungsempfängers) zur Bestätigung  
anzeigt, ist der Kontoinhaber verpflichtet, vor der Bestäti-
gung die Übereinstimmung der angezeigten Daten mit den 
für die Transaktion vorgesehenen Daten zu prüfen.

7.5	 Nutzungsverbot bei nicht zulässiger Veränderung des 
Betriebssystems („Jailbreak“)
Die unzulässige Veränderung des Betriebssystems des  
mobilen Endgeräts z. B. durch „Jailbreak“ ist zur Erhaltung 
der Sicherheitsstandards nicht gestattet. Im Falle einer 
solchen Veränderung des Betriebssystems des mobilen End-
geräts, ist der Kontoinhaber nicht berechtigt, die Banking- 
App zu nutzen.

5.	 Bearbeitung von Banking-App-Aufträgen 
durch die Bank 

(1) 	 Die Bearbeitung der Banking-App-Aufträge erfolgt an den 
für die Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (zum Beispiel 
Überweisung) im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bekannt 
gegebenen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsge- 
mäßen Arbeitslaufes. Geht der Auftrag nach dem im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ bestimmten Zeitpunkt (Annahme-
frist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der 
Bank, so gilt der Auftrag als am darauf folgenden Geschäfts- 
tag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem 
Tag.

(2) 	 Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Aus-
führungsbedingungen vorliegen:
–	 Der Kontoinhaber hat den Auftrag autorisiert.
–	 Die Berechtigung des Kontoinhabers für den Auftrag 

(zum Beispiel Überweisung) liegt vor.
–	 Das Banking-App-Datenformat ist eingehalten.
–	 Das gesondert vereinbarte Banking-App-Verfügungs- 

limit ist nicht überschritten.
–	 Die weiteren Ausführungsvoraussetzungen nach den 

für die jeweilige Auftragsart maßgeblichen Sonder- 
bedingungen (zum Beispiel ausreichende Konto-
deckung gemäß den Bedingungen für den Überwei- 
sungsverkehr) liegen vor.

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt 
die Bank die Banking-App-Aufträge nach Maßgabe der 
Bestimmungen der für die jeweilige Auftragsart geltenden 
Sonderbedingungen (zum Beispiel Bedingungen für den 
Überweisungsverkehr) aus.

(3) 	 Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1  
nicht vor, wird die Bank den Banking-App-Auftrag nicht aus-
führen. Sie wird dem Kontoinhaber hierüber mittels  
Banking-App oder E-Mail eine Information zur Verfügung 
stellen und soweit möglich dabei die Gründe und die 
Möglichkeiten nennen, mit denen Fehler, die zur Ablehnung 
geführt haben, berichtigt werden können.

6.	 Information des Kontoinhabers über 
Umsätze 

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber in der Banking-App 
über die Kontoumsätze.

7.	 Sorgfaltspflichten des Kontoinhabers 

7.1	 Technische Verbindung zum Konto
Der Kontoinhaber ist verpflichtet, die technische Verbindung 
zum Konto nur über die von der Bank zur Verfügung gestell-
ten Zugangskanäle herzustellen.
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8.	 Anzeige- und Unterrichtungspflichten 

8.1	 Sperranzeige
(1) 	 Stellt der Kontoinhaber

–	 den Verlust oder den Diebstahl, 
–	 die missbräuchliche Verwendung oder
–	 die sonstige nicht autorisierte Nutzung seines 

Zahlungsinstruments
fest, muss der Kontoinhaber die Bank hierüber unverzüglich 
unterrichten (Sperranzeige). Entsprechendes gilt in Bezug 
auf die personalisierten Sicherheitsmerkmale des Kontoin-
habers. Der Kontoinhaber kann der Bank eine Sperranzeige 
jederzeit auch über die gesondert mitgeteilten Kontaktdaten 
abgeben.

(2) 	 Der Kontoinhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch 
unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

(3) 	 Hat der Kontoinhaber den Verdacht, dass eine andere  
Person unberechtigt
–	 den Besitz an seinem mobilen Endgerät, das mit dem 

Konto verknüpft ist, oder die Kenntnis über sein perso-
nalisiertes Sicherheitsmerkmal erlangt hat oder

–	 das mobile Endgerät, das mit dem Konto verknüpft ist, 
oder das personalisierte Sicherheitsmerkmal ver- 
wendet, 

muss er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2	 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft 
ausgeführte Aufträge
Der Kontoinhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststel-
lung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Auftrags hierüber zu unterrichten.

9.	 Nutzungssperre 

9.1	 Sperre auf Veranlassung des Kontoinhabers
Die Bank sperrt auf Veranlassung des Kontoinhabers, insbe-
sondere im Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1,
–	 das Zahlungsinstrument.

9.2	 Sperre auf Veranlassung der Bank
(1) 	 Die Bank darf das Zahlungsinstrument sperren, wenn

–	 sie berechtigt ist, den Kontovertrag aus wichtigem 
Grund zu kündigen,

–	 sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit 
des Zahlungsinstruments oder des personalisierten 
Sicherheitsmerkmals dies rechtfertigen oder

–	 der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer 
betrügerischen Verwendung des Zahlungsinstruments 
besteht.

(2) 	 Die Bank wird den Kontoinhaber unter Angabe der hierfür 
maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch 
unverzüglich nach der Sperre auf dem vereinbarten Weg 
unterrichten.

9.3	 Aufhebung der Sperre
Die Bank wird das Zahlungsinstrument entsperren oder 
dieses durch ein neues Zahlungsinstrument ersetzen, wenn 
die Gründe für die Sperre nicht mehr gegeben sind. Hierüber 
unterrichtet sie den Kontoinhaber unverzüglich.

10.	Haftung 

10.1	 Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten  
Banking-App-Verfügung und einer nicht, fehlerhaft 
oder verspätet ausgeführten Banking-App-Verfügung
Die Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten Banking- 
App-Verfügung und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet 
ausgeführten Banking-App-Verfügung richtet sich nach den 
für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedin- 
gungen (zum Beispiel Bedingungen für den Überweisungs-
verkehr).

10.2	 Haftung des Kontoinhabers bei missbräuchlicher  
Nutzung eines personalisierten Sicherheitsmerkmals 
oder eines Zahlungsinstruments

10.2.1	 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte 
Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige

(1) 	 Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der 
Sperranzeige auf der Nutzung eines verloren gegan- 
genen, gestohlenen oder sonst abhandengekommenen 
Zahlungsinstruments oder auf der sonstigen miss- 
bräuchlichen Verwendung eines Zahlungsinstruments, 
haftet der Kontoinhaber für den der Bank hierdurch 
entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 
Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Konto- 
inhaber ein Verschulden trifft.

(2) 	 Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens 
nach Absatz 1 verpflichtet, wenn
–	 es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, 

den Diebstahl, das Abhandenkommen oder 
eine sonstige missbräuchliche Verwendung des 
Zahlungsinstruments vor dem nicht autorisierten 
Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

–	 der Verlust des Zahlungsinstruments durch einen 
Angestellten, einen Agenten, eine Zweignieder-
lassung eines Zahlungsdienstleisters oder eine 
sonstige Stelle, an die Tätigkeiten des Zahlungs-
dienstleisters ausgelagert wurden, verursacht 
worden ist.

(3) 	 Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten 
Zahlungsvorgängen und hat der Kontoinhaber in be-
trügerischer Absicht gehandelt oder seine Anzeige- und 
Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt, trägt er abweichend von 
den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen 
Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des 
Kontoinhabers kann insbesondere vorliegen, wenn er



10.2.2	 Haftung der Bank ab der Sperranzeige
Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Kontoinhabers 
erhalten hat, übernimmt sie alle danach durch nicht 
autorisierte Banking-App-Verfügungen entstehenden 
Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Kontoinhaber in 
betrügerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.3	 Haftungsausschluss
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die 
einen Anspruch begründenden Umstände auf einem 
ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses 
Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen 
trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht 
hätten vermieden werden können.

–	 den Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche 
Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte 
Nutzung des Zahlungsinstruments der Bank nicht 
unverzüglich anzeigt, nachdem er hiervon Kennt-
nis erlangt hat (siehe Nummer 8.1 Absatz 1),

–	 das personalisierte Sicherheitsmerkmal unge- 
sichert elektronisch gespeichert hat (siehe  
Nummer 7.2 Absatz 2 1. Spiegelstrich),

–	 das personalisierte Sicherheitsmerkmal nicht 
geheim gehalten hat und der Missbrauch dadurch 
verursacht wurde (siehe Nummer 7.2 Absatz 1),

–	 das personalisierte Sicherheitsmerkmal per E-Mail 
weitergegeben hat (siehe Nummer 7.2 Absatz 2  
3. Spiegelstrich),

–	 das personalisierte Sicherheitsmerkmal auf dem 
Zahlungsinstrument vermerkt oder zusammen 
mit diesem verwahrt hat (siehe Nummer 7.2  
Absatz 2 4. Spiegelstrich),

(4) 	 Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Konto- 
inhaber nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn 
die Bank von ihm eine starke Kundenauthentifizierung 
nach § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz 
nicht verlangt hat, obwohl die Bank zur starken Kun-
denauthentifizierung nach § 68 Absatz 4 Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetz verpflichtet war. Eine starke 
Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die 
Verwendung von zwei voneinander unabhängigen 
Elementen aus den Kategorien Wissen (etwas, das der 
Kontoinhaber weiß, z. B. PIN5), Besitz (etwas, das der 
Kontoinhaber besitzt, z. B. mit dem Konto verknüpftes 
mobiles Endgerät) oder Inhärenz (etwas, das der  
Kontoinhaber ist, z. B. Fingerabdruck).

(5) 	 Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, 
für den das Verfügungslimit gilt, verursacht werden, 
beschränkt sich jeweils auf das vereinbarte Verfügungs-
limit.

(6) 	 Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens 
nach Absatz 1 und 3 verpflichtet, wenn der Kontoinha-
ber die Sperranzeige nach Nummer 8.1 nicht abgeben 
konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Ent- 
gegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.

(7) 	 Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, 
wenn der Kontoinhaber in betrügerischer Absicht 
gehandelt hat.

(8) 	 Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, gilt ergänzend 
Folgendes:
–	 Der Kontoinhaber haftet für Schäden aufgrund 

von nicht autorisierten Zahlungsvorgängen über 
die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatz 1 
und 3 hinaus, wenn der Kontoinhaber fahrlässig 
oder vorsätzlich gegen seine Anzeige- und Sorg-
faltspflichten nach diesen Bedingungen verstoßen 
hat.

–	 Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster 
Spiegelstrich findet keine Anwendung.
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Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das 
Moneyou Go-Zahlungskonto
Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen des Kontoinhabers gelten die folgenden Bedingungen.

1.	 Allgemein 

1.1	 Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich des Dauerauftrags
Der Kontoinhaber kann die ABN AMRO Bank N.V. Frankfurt Branch (nachfolgend „Bank“ genannt) beauftragen, durch eine Überwei- 
sung Geldbeträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zu über- 
mitteln. Der Kontoinhaber kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehrenden Termin einen gleich blei-
benden Geldbetrag an das gleiche Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag). 

1.2	 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kontoinhaber folgende Kundenkennung des Zahlungsempfängers zu verwenden:

Zielgebiet Währung Kundenkennung des Zahlungsempfängers

Inland Euro IBAN5 

Grenzüberschreitend innerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums6 

Euro IBAN

Inland oder innerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums

Andere Währung als Euro  IBAN und BIC7 oder
 Kontonummer und BIC 

Außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums

Euro oder andere Währung  IBAN und BIC oder
 Kontonummer und BIC

Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben bestimmen sich nach Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3	 Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung
(1)	 Der Kontoinhaber erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels eines von der Bank zugelassenen Formulars oder in der mit der 

Bank anderweitig vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per Online Banking) mit den erforderlichen Angaben gemäß Nummer 2.1 
beziehungsweise Nummern 3.1.1 und 3.2.1.
Der Kontoinhaber hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollständige oder fehler-
hafte Angaben können zu Verzögerungen und zu Fehlleitungen von Überweisungen führen; daraus können Schäden für den Kontoin-
haber entstehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausführung ablehnen (siehe auch 
Nummer 1.7). Hält der Kontoinhaber bei der Ausführung der Überweisung besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert 
mitzuteilen. 

(2)	 Der Kontoinhaber autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und 
Weise (zum Beispiel per Online-Banking-PIN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die 
Bank die für die Ausführung der Überweisung notwendigen personenbezogenen Daten des Kontoinhabers abruft (aus ihrem Daten- 
bestand), verarbeitet, übermittelt und speichert.

(3)	 Auf Verlangen des Kontoinhabers teilt die Bank vor Ausführung eines einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist 
für diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.

1.4	 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank
(1)	 Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafür 

vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (zum Beispiel mit Eingang auf dem Online-Banking-Server der Bank).

(2)	 Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Bank gemäß „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“, so gilt der Überweisungsauftrag erst am darauf folgenden Geschäftstag als zugegangen.

5	 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).

6	 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 

Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 

Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Zypern.

7	 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).



(3) 	 Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angege-
benen Annahmezeitpunkt ein, so gilt der Überweisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausführungsfrist (siehe Nummer 
2.2.2) erst als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen.

1.5	 Widerruf des Überweisungsauftrags
(1)	 Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank (siehe Nummer 1.4 Absätze 1 und 2) kann der Kontoinhaber diesen durch 

Erklärung gegenüber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des Überweisungsauftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein 
Widerruf nicht mehr möglich. 

(2)	 Haben Bank und Kontoinhaber einen bestimmten Termin für die Ausführung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 
2), kann der Kontoinhaber die Überweisung beziehungsweise den Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem verein-
barten Tag liegenden Geschäftstags der Bank widerrufen. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Überweisungen 
mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgeführt.

(3)	 Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Überweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kontoinhaber 
und Bank dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den 
Überweisungsbetrag zurück zu erlangen. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kontoinhabers berechnet die Bank das im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.6	 Ausführung des Überweisungsauftrags
(1)	 Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kontoinhabers aus, wenn die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe Nummern 

2.1, 3.1.1 und 3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kontoinhaber autorisiert ist 
(siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswährung vorhanden 
oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausführungsbedingungen).

(2)	 Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überweisung aus-
schließlich anhand der vom Kontoinhaber angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) auszuführen.

(3)	 Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Konto-
informationen vereinbarten Weg. Mit Kontoinhabern, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der 
Unterrichtung gesondert vereinbart werden.

1.7	 Ablehnung der Ausführung
(1)	 Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des Überweisungsauftrags 

ablehnen. Hierüber wird die Bank den Kontoinhaber unverzüglich, auf jeden Fall aber innerhalb der in Nummer 2.2.1 beziehungsweise 
Nummer 3.1.2 und 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg gesche-
hen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung 
geführt haben, berichtigt werden können. 

(2)	 Ist eine vom Kontoinhaber angegebene Kundenkennung für die Bank erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto 
oder keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, wird die Bank dem Kontoinhaber hierüber unverzüglich eine 
Information zur Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den Überweisungsbetrag wieder herausgeben.

(3)	 Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrags berechnet die Bank das im „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt

1.8	 Übermittlung der Überweisungsdaten
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) 
unmittelbar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überweisungsdaten, zu denen auch die IBAN des Zahlers 
gehört, ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.
Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisungen im Inland können die Überweisungsdaten auch über das 
Nachrichtenübermittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der Systemsicherheit speichert SWIFT die Über-
weisungsdaten vorübergehend in seinen Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA.

1.9	 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen
Der Kontoinhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungs-
auftrags zu unterrichten. 
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1.10	 Entgelte und deren Änderung

1.10.1	 Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.
Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kontoinhaber spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres 
Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kontoinhaber mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektro-
nischen Kommunikationsweg vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der Kontoinhaber 
kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens entweder zustimmen oder sie ablehnen.
Die Zustimmung des Kontoinhabers gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders 
hinweisen. Werden dem Kontoinhaber Änderungen der Entgelte angeboten, kann er diese Geschäftsbeziehung vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht 
wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der  
Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.10.2	 Entgelte für Kontoinhaber, die keine Verbraucher sind
Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kontoinhabern, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den  
Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.11	 Wechselkurs
Erteilt der Kontoinhaber einen Überweisungsauftrag in einer anderen Währung als der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in 
der Kontowährung belastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Überweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsrege-
lung im „Preis- und Leistungsverzeichnis“.
Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrich-
tigung des Kontoinhabers wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zugänglich gemacht oder stammt aus einer öffentlich 
zugänglichen Quelle.

1.12	 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht
Der Kontoinhaber hat die Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht zu beachten.

1.13	 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kontoinhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher be-
zeichneten Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2.	 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums8 (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Währungen9

2.1	 Erforderliche Angaben
Der Kontoinhaber muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen:
–	 Name des Zahlungsempfängers
–	 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2), ist bei Überweisungen in anderen EWR-Währungen als Euro der 

BIC unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers  
anzugeben,

–	 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
–	 Betrag
–	 Name des Kontoinhabers
–	 IBAN des Kontoinhabers
–	 und bei grenzüberschreitenden Überweisungen in anderen EWR-Währungen die Entgeltweisung „Entgeltteilung“ zwischen  

Kontoinhaber und Zahlungsempfänger.

8	 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 

Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 

Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Zypern.

9	 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Britisches Pfund Sterling, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Kroatische Kuna, Norwegische Krone, Polnischer Zloty,  

Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.



2.2	 Maximale Ausführungsfrist

2.2.1	 Fristlänge
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ angegebenen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

2.2.2	 Beginn der Ausführungsfrist
(1)	 Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauftrags des Kontoinhabers bei der Bank (siehe 

Nummer 1.4).

(2)	 Vereinbaren die Bank und der Kontoinhaber, dass die Ausführung der Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende 
eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kontoinhaber der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag 
in der Auftragswährung zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte 
Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich. Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so 
beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“.

(3)	 Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kontoinhabers abweichenden Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an 
dem Tag, an dem der Überweisungsbetrag in der Auftragswährung vorliegt.

2.3	 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers

2.3.1	 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen An-
spruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Überweisungsbetrag zu erstatten und, 
sofern der Betrag einem Konto des Kontoinhabers belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung mit der nicht autorisierten Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende 
des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt 
wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer 
zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kontoinhabers vorliegt, schrift-
lich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht 
nicht bestätigt. 

2.3.2	 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung
(1)	 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kontoinhaber von der Bank 

die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder 
fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto des Kontoinhabers belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem 
es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Soweit vom Überweisungsbetrag 
von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des 
Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.

(2)	 Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, 
als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt 
oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3)	 Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kontoinhaber von der Bank fordern, dass die 
Bank vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto 
des Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Weist die Bank nach, 
dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. 
Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kontoinhaber kein Verbraucher ist.

(4)	 Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen des Kontoinhabers den Zahlungsvorgang 
nachvollziehen und den Kontoinhaber über das Ergebnis unterrichten.

2.3.3	 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1)	 Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten 

Überweisung kann der Kontoinhaber von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummern 2.3.1 und 2.3.2 erfasst ist, 
ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, 
das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ur- 
sache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kontoinhaber vorgegeben hat. Hat der Kontoinhaber durch ein schuld-
haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben.
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(2)	 Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht
–	 für nicht autorisierte Überweisungen,
–	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
–	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
–	 für den Zinsschaden, wenn der Kontoinhaber Verbraucher ist.

2.3.4	 Ansprüche von Kontoinhabern, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.3 haben Kontoinhaber, die keine Verbraucher sind, bei 
einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Über-
weisung neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach 
Maßgabe folgender Regelungen:
–	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kontoinhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 

Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Konto- 
inhaber den Schaden zu tragen haben.

–	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter 
Auftrag).

–	 Ein Schadensersatzspruch des Kontoinhabers ist der Höhe nach auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank 
in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden 
handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht 
für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, sowie für nicht 
autorisierte Überweisungen.

2.3.5	 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)	 Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.3.2 bis 2.3.4 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:

–	 Die Bank weist gegenüber dem Kontoinhaber nach, dass der Überweisungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

–	 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kontoinhaber angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kontoinhaber von der Bank jedoch verlangen, 
dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kontoinhaber auf schriftlichen Antrag alle 
verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kontoinhaber gegen den tatsächlichen Empfänger der Überweisung einen 
Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten der Bank nach den Sätzen 2 
und 3 dieses Unterpunktes berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2)	 Ansprüche des Kontoinhabers nach Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 und Einwendungen des Kontoinhabers gegen die Bank aufgrund 
nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn 
der Kontoinhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft 
ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber über die 
Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines 
Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. 
Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.3.3 kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn 
er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3)	 Ansprüche des Kontoinhabers sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
–	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen  

Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder
–	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.



3.	 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR)10 in Währungen eines Staates außerhalb des EWR 
(Drittstaatenwährung)11 sowie Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten)12 

3.1	 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines 
Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung)

3.1.1	 Erforderliche Angaben
Der Kontoinhaber muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:
–	 Name des Zahlungsempfängers
–	 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC  

unbekannt, ist statt dessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers 
anzugeben

–	 Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
–	 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
–	 Betrag
–	 Name des Kontoinhabers
–	 Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kontoinhabers

3.1.2	 Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.1.3	 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers

3.1.3.1	 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe oben Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen 
Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern 
der Betrag einem Konto des Kontoinhabers belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich 
ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des 
Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“, zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, 
dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zu- 
ständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kontoinhabers vorliegt, schriftlich 
mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht 
bestätigt. 

3.1.3.2	 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung
(1)	 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kontoinhaber von der Bank 

die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder 
fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto des Kontoinhabers belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem 
es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Soweit vom Überweisungsbetrag 
von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des 
Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.

(2)	 Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, 
als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt 
oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3)	 Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kontoinhaber von der Bank fordern, dass die 
Bank vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto 
des Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Weist die Bank nach, 
dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. 
Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kontoinhaber kein Verbraucher ist.

(4)	 Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen des Kontoinhabers den Zahlungsvorgang 
nachvollziehen und den Kontoinhaber über das Ergebnis unterrichten.

10	 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 

Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 

Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Zypern.

11	 Zum Beispiel US-Dollar.

12 	 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes.
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3.1.3.3	 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1)	 Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten 

Überweisung kann der Kontoinhaber von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, 
ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, 
das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ur- 
sache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kontoinhaber vorgegeben hat. Hat der Kontoinhaber durch ein schuld-
haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben.

(2)	 Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht
–	 für nicht autorisierte Überweisungen,
–	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
–	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
–	 für den Zinsschaden, wenn der Kontoinhaber Verbraucher ist.

3.1.3.4	 Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung
Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung bestehen abweichend von den Ansprüchen in den  
Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung neben 
etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgen-
der Regelungen:
–	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kontoinhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 

Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Konto- 
inhaber den Schaden zu tragen haben.

–	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter 
Auftrag).

–	 Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.

3.1.3.5	 Ansprüche von Kontoinhabern, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 haben Kontoinhaber, die keine Verbraucher sind, bei einer 
nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung 
neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe 
folgender Regelungen:
–	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kontoinhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 

Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Konto- 
inhaber den Schaden zu tragen haben.

–	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter 
Auftrag).

–	 Ein Schadensersatzspruch des Kontoinhabers ist der Höhe nach auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank 
in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden 
handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht 
für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat sowie für nicht 
autorisierte Überweisungen.

3.1.3.6	 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)	 Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:

–	 Die Bank weist gegenüber dem Kontoinhaber nach, dass der Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienst- 
leister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

–	 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kontoinhaber angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kontoinhaber von der Bank jedoch verlangen, 
dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Überweisungsbetrags nach Satz 2 nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kontoinhaber auf schriftlichen 
Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kontoinhaber gegen den tatsächlichen Empfänger der 
Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten nach den 
Sätzen 2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.



(2)	 Ansprüche des Kontoinhabers nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwendungen des Kontoinhabers gegen die Bank aufgrund 
nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn 
der Kontoinhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft 
ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber über die 
Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines 
Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. 
Schadensersatzansprüche nach Nummer 3.1.3.3 kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, 
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3)	 Ansprüche des Kontoinhabers sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
–	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen  

Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder
–	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

3.2	 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten)13 

3.2.1	 Erforderliche Angaben
Der Kontoinhaber muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:
–	 Name des Zahlungsempfängers
–	 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC  

unbekannt, ist statt dessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers 
anzugeben

–	 Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
–	 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
–	 Betrag
–	 Name des Kontoinhabers
–	 Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kontoinhabers

3.2.2	 Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.2.3	 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers

3.2.3.1	 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
(1)	 Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe oben Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen 

Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern 
der Betrag einem Konto des Kontoinhabers belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich 
ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des 
Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, 
dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zu- 
ständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kontoinhabers vorliegt, schriftlich 
mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht 
bestätigt.

(2)	 Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Überweisung resultieren, haftet die Bank für eigenes Verschulden. Hat 
der Kontoinhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2	 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung
Bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung hat der Kontoinhaber neben etwai-
gen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
–	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kontoinhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 

Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Konto- 
inhaber den Schaden zu tragen haben.

–	 Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der 
Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

–	 Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.

13	 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes.
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3.2.3.3	 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1)	 Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:

–	 Die Bank weist gegenüber dem Kontoinhaber nach, dass der Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienst- 
leister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

–	 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kontoinhaber angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kontoinhaber von der Bank jedoch verlangen, 
dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für die Tätigkeiten 
der Bank nach den Satz 2 dieses Unterpunktes berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene 
Entgelt.

(2)	 Ansprüche des Kontoinhabers nach Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und Einwendungen des Kontoinhabers gegen die Bank 
aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausge- 
schlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Konto- 
inhaber über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrich- 
tung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er 
ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3)	 Ansprüche des Kontoinhabers sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
–	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen  

Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder
–	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.



Anlage 1: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung

Zielland Kurzform Währung Kurzform

Belgien BE Euro EUR

Bulgarien BG Euro EUR

Dänemark DK Euro EUR

Estland EE Euro EUR

Finnland FI Euro EUR

Frankreich FR Euro EUR

Griechenland GR Euro EUR

Irland IE Euro EUR

Island IS Euro EUR

Italien IT Euro EUR

Kroatien HR Euro EUR

Lettland LV Euro EUR

Liechtenstein LI Euro EUR

Litauen LT Euro EUR

Luxemburg LU Euro EUR

Malta MT Euro EUR

Monaco MC Euro EUR

Niederlande NL Euro EUR

Norwegen NO Euro EUR

Österreich AT Euro EUR

Polen PL Euro EUR

Portugal PT Euro EUR

Rumänien RO Euro EUR

San Marino SM Euro EUR

Schweden SE Euro EUR

Schweiz CH Euro EUR

Slowakei SK Euro EUR

Slowenien SI Euro EUR

Spanien ES Euro EUR

Tschechische Republik CZ Euro EUR

Ungarn HU Euro EUR

Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien und Nordirland

GB Euro EUR

Zypern CY Euro EUR
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Bedingungen für die 
MasterCard (Debit) für das 
Moneyou Go-Zahlungskonto

I.	 Zahlungsverkehrsbezogene Anwendungen 

1.	 Verwendungsmöglichkeiten 

1.1	 Zu Zahlungsverkehrszwecken
Die MasterCard (Debit) (nachfolgend „Karte“ genannt) ist eine 
Zahlungskarte. Die von der ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt 
Branch (nachfolgend „Bank“ genannt) ausgegebene Karte 
kann der Karteninhaber im Inland und als weitere Dienstleis-
tung auch im Ausland im Rahmen des MasterCard-Verbun-
des einsetzen
–	 bei Vertragsunternehmen (im stationären und Online- 

Handel) und
–	 darüber hinaus als weitere Dienstleistung zum Abhe-

ben von Bargeld an Geldautomaten sowie an Kassen 
von Kreditinstituten, dort zusätzlich gegen Vorlage 
eines Ausweispapiers (Bargeldservice).

Die Vertragsunternehmen sowie die Kreditinstitute und die 
Geldautomaten im Rahmen des Bargeldservices sind an 
den Akzeptanzsymbolen zu erkennen, die auf der Karte zu 
sehen sind. Soweit mit der Karte zusätzliche Leistungen (zum 
Beispiel Hilfe in Notfällen, Versicherungen) verbunden sind, 
richtet sich dies nach den insoweit geltenden besonderen 
Regeln.

1.2	 Als Speichermedium für Zusatzanwendungen
Verfügt die an den Karteninhaber ausgegebene Karte über 
einen Chip, so kann die Karte auch als Speichermedium für 
Zusatzanwendungen
–	 der kartenausgebenden Bank nach Maßgabe des mit 

der Bank abgeschlossenen Vertrages (bankgenerierte 
Zusatzanwendung) oder

–	 eines Vertragsunternehmens nach Maßgabe des mit 
diesem abgeschlossenen Vertrages (unternehmens- 
generierte Zusatzanwendung) 

verwendet werden.

2.	 Persönliche Geheimzahl (PIN) 

Für die Nutzung von Geldautomaten und von Kassentermi-
nals erhält der Karteninhaber für seine Karte eine persön- 
liche Geheimzahl (PIN).
Die Karte kann an Geldautomaten sowie an Kassenterminals, 
an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Karte 
die PIN eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt 
werden, wenn die PIN dreimal hintereinander falsch einge- 
geben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall 
mit seiner Bank, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in 
Verbindung setzen.

3.	 Autorisierung von Kartenzahlungen durch 
den Karteninhaber 

(1)	 Bei Nutzung der Karte ist 
–	 an Geldautomaten und Kassenterminals bei Vertrags-

unternehmen die PIN einzugeben,
–	 bei Bezahlvorgängen im Online-Handel oder telefoni-

schen Bestellungen die Kartennummer, das Verfalls- 
datum und die Kartenprüfziffer anzugeben.

Beim kontaktlosen Bezahlen an Kassenterminals ist die Karte 
mit Kontaktlosfunktion an ein Kartenlesegerät zu halten. Für 
Kleinbeträge ist die Eingabe einer PIN oder das Unterschrei-
ben eines Belegs nicht erforderlich. Es gelten die vereinbar-
ten Betrags- und Nutzungsgrenzen.
Bei Online-Bezahlvorgängen kann ein Vertragsunternehmen 
zur Sicherstellung des Einsatzes der Kartennummer durch 
den rechtmäßigen Karteninhaber das 3D Secure-Verfahren 
anwenden. Die Authentifizierung erfolgt mittels der hierzu 
von der Bank zur Verfügung gestellten personalisierten 
Sicherheitsmerkmale (zum Beispiel die bei Einsatz der Karte 
einzugebende PIN).

(2)	 Mit dem Einsatz der Karte erteilt der Karteninhaber die 
Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Karten-
zahlung. Soweit dafür zusätzlich eine PIN oder ein sonstiges 
personalisiertes Sicherheitsmerkmal gefordert wird, wird 
die Zustimmung erst mit deren Einsatz erteilt. Nach der 
Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kar-
tenzahlung nicht mehr widerrufen. In dieser Autorisierung ist 
zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die 
Bank die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen 
personenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet, 
übermittelt und speichert.

4.	 Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags 

Die Bank ist berechtigt, auf dem Konto des Karteninhabers 
einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (siehe 
Nummer I.7) verfügbaren Geldbetrag zu sperren, wenn
–	 der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger aus-

gelöst worden ist und
–	 der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu  

sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet 
sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich 
frei, nachdem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt wor-
den oder der Zahlungsauftrag zugegangen ist.

5.	 Ablehnung von Kartenzahlungen durch die 
Bank 

Die Bank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn
–	 sich der Karteninhaber nicht mit seiner PIN legitimiert 

hat,
–	 der für die Kartenzahlung geltende Verfügungsrahmen 

der Karte oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht 
eingehalten ist oder

–	 die Karte gesperrt ist. 



tätigen (zum Beispiel Geld an Geldautomaten abzuheben 
oder Online-Bezahlvorgänge auszulösen).

8.4	 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten des  
Karteninhabers

(1) 	 Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner 
Karte, die missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige 
nicht autorisierte Nutzung von Karte oder PIN fest, so ist die 
Bank, und zwar möglichst die kontoführende Stelle, oder 
eine Repräsentanz des MasterCard-Verbundes unverzüglich 
zu unterrichten, um die Karte sperren zu lassen. Die Kon- 
taktdaten, unter denen eine Sperranzeige abgegeben wer-
den kann, werden dem Karteninhaber gesondert mitgeteilt. 
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch 
auch unverzüglich bei der Polizei anzuzeigen.

(2) 	 Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere 
Person unberechtigt in den Besitz seiner Karte gelangt ist, 
eine missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht 
autorisierte Nutzung von Karte, PIN oder sonstigem perso-
nalisierten Sicherheitsmerkmal vorliegt, muss er ebenfalls 
unverzüglich eine Sperranzeige abgeben.
Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich 
verwendeten oder sonst nicht autorisiert genutzten Karte 
berechnet die Bank dem Karteninhaber das im Preis- und 
Leistungsverzeichnis der Bank ausgewiesene Entgelt, das 
allenfalls die ausschließlich und unmittelbar mit dem Ersatz 
verbundenen Kosten abdeckt. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Bank die Umstände, die zur Ausgabe der Ersatzkarte geführt 
haben, zu vertreten hat oder diese ihr zuzurechnen sind.

(3)	 Befindet sich auf der Karte für das Online-Banking ein 
TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre 
der Karte auch eine Sperrung des Online-Banking-Zugangs 
zur Folge.

(4)	 Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwen-
dung kommt nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, 
das die Zusatzanwendung in den Chip der Karte eingespei-
chert hat, und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen 
die Möglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung 
vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwen-
dung kommt nur gegenüber der kartenausgebenden Bank in 
Betracht und richtet sich nach dem mit der kartenausgeben-
den Bank abgeschlossenen Vertrag.

(5)	 Der Karteninhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststel-
lung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Kartenverfügung zu unterrichten.

8.5	 Kontrollpflichten beim 3D Secure-Verfahren
Sollten mit der Zurverfügungstellung des personalisierten 
Sicherheitsmerkmals für das 3D Secure-Verfahren an den 
Karteninhaber Angaben zum Zahlungsvorgang (zum Beispiel 
der Name des Vertragsunternehmens und der Verfügungs-
betrag) mitgeteilt werden, sind diese Daten vom Karteninha-
ber auf Richtigkeit zu prüfen.

Hierüber wird der Karteninhaber über das Terminal, an dem 
die Karte eingesetzt wird, unterrichtet.

6.	 Ausführungsfrist

Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfänger aus-
gelöst. Nach Zugang des Zahlungsauftrages bei der Bank ist 
diese verpflichtet sicherzustellen, dass der Kartenzahlungs-
betrag spätestens an dem im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ angegebenen Zeitpunkt beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingeht.

7.	 Finanzielle Nutzungsgrenze 

Der Karteninhaber kann mit seiner Karte über das Guthaben 
auf seinem Moneyou Go-Zahlungskonto einschließlich eines 
eventuell eingeräumten Dispositionskredites verfügen. Der 
Karteninhaber kann mit seiner Bank eine Änderung seines 
Verfügungsrahmens der Karte vereinbaren.
Auch wenn der Karteninhaber die finanzielle Nutzungs-
grenze nicht einhält, ist die Bank berechtigt, den Ersatz der 
Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karte 
entstehen. Die Genehmigung einzelner Karten-Umsätze 
führt weder zur Einräumung eines Kredites noch zur Er-
höhung eines zuvor eingeräumten Kredites, sondern erfolgt 
in der Erwartung, dass ein Ausgleich der Karten-Umsätze bei 
Fälligkeit gewährleistet ist.
Übersteigt die Buchung von Karten-Umsätzen ein vorhan-
denes Kontoguthaben oder einen vorher für das Konto ein-
geräumten Kredit, so führt die Buchung zu einer geduldeten 
Kontoüberziehung.

8.	 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des 
Karteninhabers 

8.1	 Unterschrift
Der Karteninhaber hat seine Karte nach Erhalt unverzüglich 
auf dem Unterschriftsfeld zu unterschreiben.

8.2	 Sorgfältige Aufbewahrung der Karte
Die Karte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu 
verhindern, dass sie abhanden kommt oder missbräuchlich 
verwendet wird. Sie darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt 
im Kraftfahrzeug aufbewahrt werden. Denn jede Person, die 
im Besitz der Karte ist, hat die Möglichkeit, mit ihr miss- 
bräuchliche Verfügungen zu tätigen.

8.3	 Geheimhaltungspflichten
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine 
andere Person Kenntnis von seiner persönlichen Geheimzahl 
(PIN) oder des personalisierten Sicherheitsmerkmals für das 
3D Secure-Verfahren erlangt. Sie darf insbesondere nicht auf 
der Karte vermerkt oder in anderer Weise zusammen mit 
dieser aufbewahrt werden. Jede Person, die die PIN kennt 
und in den Besitz der Karte kommt beziehungsweise die 
Karten-Nummer und das personalisierte Sicherheitsmerkmal 
kennt, hat die Möglichkeit, missbräuchliche Verfügungen zu 
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9.	 Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers 

Die Bank ist gegenüber Vertragsunternehmen sowie den 
Kreditinstituten, die die Karte an ihren Geldautomaten  
akzeptieren, verpflichtet, die vom Karteninhaber mit der 
Karte getätigten Umsätze zu begleichen. Die Aufwendungs-
ersatzansprüche und Entgelte der Bank für die mit der 
Karte getätigten Umsätze sind sofort fällig und werden dem 
Moneyou Go-Zahlungskonto belastet.
Die Bank unterrichtet den Karteninhaber über die Banking- 
App über alle im Zusammenhang mit der Begleichung der 
Kartenumsätze entstehenden Aufwendungen. Mit Karten- 
inhabern, die keine Verbraucher sind, wird die Art und 
Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert 
vereinbart. 
Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karten- 
inhabers aus seinem Vertragsverhältnis zu dem Vertrags-
unternehmen, bei dem die Karte eingesetzt wurde, sind 
unmittelbar gegenüber dem Vertragsunternehmen geltend 
zu machen.

10.	Fremdwährungsumrechnung 

Nutzt der Karteninhaber die Karte für Verfügungen, die nicht 
auf Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. 
Die Bestimmung des Kurses bei Fremdwährungsgeschäften 
ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Eine 
Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten 
Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige 
Benachrichtigung des Karteninhabers wirksam.

11.	Entgelte und Verfügungsbeschränkungen 

(1)	 Die vom Karteninhaber gegenüber der Bank geschuldeten 
Entgelte sowie Verfügungsbeschränkungen ergeben sich aus 
dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank.

(2)	 Änderungen der Entgelte werden dem Karteninhaber spätes-
tens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber mit der Bank 
im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online- 
Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege an-
geboten werden. Der Karteninhaber kann den Änderungen 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
entweder zustimmen oder sie ablehnen.
Die Zustimmung des Karteninhabers gilt als erteilt, wenn er 
seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf 
diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem 
Angebot besonders hinweisen.
Werden dem Karteninhaber Änderungen der Entgelte ange-
boten, kann er diese Geschäftsbeziehung vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündi-
gungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders 
hinweisen. 

Die Änderung von Entgelten für das Moneyou Go-Zahlungs-
konto richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen.

(3)	 Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kar-
teninhabern, die keine Verbraucher sind, bleibt es bei den 
Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

12.	Erstattungs-, Berichtigungs- und 
Schadensersatzansprüche des 
Karteninhabers 

12.1	 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung in Form
–	 der Abhebung von Bargeld oder
–	 der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunter- 

nehmen 
hat die Bank gegen den Karteninhaber keinen Anspruch 
auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflich-
tet, dem Karteninhaber den Betrag ungekürzt zu erstatten. 
Wurde der Betrag einem Konto belastet, bringt die Bank 
dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die 
nicht autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese 
Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf 
den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass 
die Kartenzahlung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf 
andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank 
einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Ver-
dacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Karteninhabers 
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung 
aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich 
der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

12.2	 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspä-
teter Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung

(1)	 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
einer autorisierten Kartenverfügung in Form
–	 der Abhebung von Bargeld oder
–	 der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunter- 

nehmen
kann der Karteninhaber von der Bank die unverzügliche und 
ungekürzte Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit 
verlangen, als die Kartenverfügung nicht erfolgte oder fehler-
haft war. Wurde der Betrag einem Konto belastet, bringt die 
Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die 
nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte.

(2)	 Der Karteninhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der 
Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlan-
gen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der autorisierten Kartenver- 
fügung in Rechnung gestellt oder seinem Konto belastet 
wurden.



12.4	 Frist für die Geltendmachung von Ansprüchen nach  
Nummern I.12.1 bis I.12.3 
Ansprüche gegen die Bank nach Nummern I.12.1 bis I.12.3 
sind ausgeschlossen, wenn der Karteninhaber die Bank nicht 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der 
Kartenverfügung darüber unterrichtet hat, dass es sich um 
eine nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Karten-
verfügung handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Karteninhaber über die aus der 
Kartenverfügung resultierende Belastungsbuchung entspre-
chend dem für Umsatzinformationen vereinbarten Weg, spä-
testens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung 
unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag 
der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach 
Nummer I.12.3 kann der Karteninhaber auch nach Ablauf 
der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschul-
den an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

12.5	 Erstattungsanspruch bei autorisierter Kartenverfügung 
ohne genaue Betragsangabe und Frist für die Geltend-
machung des Anspruchs

(1)	 Der Karteninhaber kann von der Bank die unverzügliche und 
ungekürzte Erstattung des Verfügungsbetrages verlangen, 
wenn er eine Kartenverfügung bei einem Vertragsunterneh-
men in der Weise autorisiert hat, dass
–	 bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angege-

ben wurde und
–	 der Zahlungsvorgang den Betrag übersteigt, den der 

Karteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausga-
beverhalten, dem Inhalt des Kartenvertrages und den 
jeweiligen Umständen des Einzelfalles hätte erwarten 
können; mit einem etwaigen Währungsumtausch 
zusammenhängende Gründe bleiben außer Betracht, 
wenn der vereinbarte Referenzwechselkurs zugrunde 
gelegt wurde.

Der Karteninhaber ist verpflichtet, gegenüber der Bank die 
Sachumstände darzulegen, aus denen er seinen Erstattungs-
anspruch herleitet.

(2)	 Der Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er 
nicht innerhalb von acht Wochen nach dem Zeitpunkt der 
Belastung des Umsatzes auf dem Abrechnungskonto gegen- 
über der Bank geltend gemacht wird.

12.6	 Haftungs- und Einwendungsausschluss
Ansprüche des Karteninhabers gegen die Bank nach Num-
mern I.12.1 bis I.12.5 sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände
–	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren 

Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, 
und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen 
Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden kön-
nen, oder

–	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.

(3)	 Geht der Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist 
in Nummer I.6 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfän-
ger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser 
die Gutschrift des Zahlungsbetrages auf dem Konto des 
Zahlungsempfängers so vornimmt, als sei die Kartenzahlung 
ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht nach Satz 1 
gilt nicht, wenn der Karteninhaber kein Verbraucher ist.

(4)	 Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehler- 
haft ausgeführt, wird die Bank die Kartenverfügung auf Ver-
langen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das 
Ergebnis unterrichten.

12.3	 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers aufgrund 
einer nicht autorisierten oder einer nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Kartenver-
fügung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im 
Falle einer nicht erfolgten, fehlerhaften oder verspäteten 
Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung kann der 
Karteninhaber von der Bank einen Schaden, der nicht bereits 
von Nummer I.12.1 und I.12.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das 
einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes 
Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche 
Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der 
Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem 
Karteninhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der 
Einsatz der Karte in einem Land außerhalb Deutschlands 
und des Europäischen Wirtschaftsraumes14, beschränkt 
sich die Haftung der Bank für das Verschulden einer an der 
Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die 
sorgfältige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. 
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur 
Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach 
den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang 
Bank und Karteninhaber den Schaden zu tragen haben. Die 
Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Karten-
verfügung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbe-
schränkung gilt nicht
–	 für nicht autorisierte Kartenverfügungen,
–	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
–	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen 

hat, und
–	 für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, 

wenn der Karteninhaber Verbraucher ist.

14 	 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, 

Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, 

Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, 

Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, 

Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und  

Nordirland sowie Zypern.
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13.	Haftung des Karteninhabers für nicht 
autorisierte Kartenverfügungen 

13.1	 Haftung des Karteninhabers bis zur Sperranzeige
(1)	 Verliert der Karteninhaber seine Karte oder PIN, werden sie 

ihm gestohlen, kommen sie ihm sonst abhanden oder wird 
die Karte sonst missbräuchlich verwendet und kommt es 
dadurch zu nicht autorisierten Kartenverfügungen in Form
–	 der Abhebung von Bargeld oder
–	 der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunter- 

nehmen,
so haftet der Karteninhaber für Schäden, die bis zum Zeit-
punkt der Sperranzeige verursacht werden, in Höhe von 
maximal 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Kar- 
teninhaber an dem Verlust, Diebstahl oder sonstigen Abhan-
denkommen oder sonstigem Missbrauch ein Verschulden 
trifft.

(2)	 Der Karteninhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn
–	 es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige 
missbräuchliche Verwendung der Karte vor dem nicht 
autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

–	 der Verlust der Karte durch einen Angestellten, einen 
Agenten, eine Zweigniederlassung der Bank oder eine 
sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Bank ausgelagert 
wurden, verursacht worden ist.

(3)	 Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen 
Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte in einem 
Land außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirt-
schaftsraumes15 , trägt der Karteninhaber den aufgrund 
nicht autorisierter Kartenverfügungen entstehenden Scha-
den nach Absatz 1 auch über einen Betrag von maximal 50 
Euro hinaus, wenn der Karteninhaber die ihm nach diesen 
Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlässig verletzt hat. 
Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Ent-
stehung des Schadens beigetragen, haftet die Bank für den 
entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertrete-
nen Mitverschuldens.

(4)	 Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten 
Verfügungen und hat der Karteninhaber in betrügerischer 
Absicht gehandelt oder seine Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt 
der Karteninhaber den hierdurch entstandenen Schaden in 
vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn
–	 er den Verlust oder den Diebstahl der Karte oder die 

missbräuchliche Verfügung der Bank oder einer  
MasterCard-Repräsentanz schuldhaft nicht unverzüg- 
lich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt 
hat,

15	 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, 

Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, 

Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, 

Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, 

Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 

Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und  

Nordirland sowie Zypern.

–	 die PIN auf der Karte vermerkt oder zusammen mit der 
Karte verwahrt war (zum Beispiel im Originalbrief, in 
dem sie dem Karteninhaber mitgeteilt wurde),

–	 die PIN einer anderen Person mitgeteilt und der Miss-
brauch dadurch verursacht wurde.

(5)	 Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, 
für den der Verfügungsrahmen gilt, verursacht werden, 
beschränkt sich jeweils auf den für die Karte geltenden 
Verfügungsrahmen.

(6)	 Der Karteninhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach 
den Absätzen 1, 3 und 4 verpflichtet, wenn der Karteninha-
ber die Sperranzeige nicht abgeben konnte, weil die Bank 
nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige 
sichergestellt hatte.

(7)	 Hat die Bank bei Einsatz der Karte für Zahlungen im Internet 
eine starke Kundenauthentifizierung nach § 1 Absatz 24 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz nicht verlangt oder der 
Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister diese 
nicht akzeptiert, obwohl die Bank zur starken Kunden- 
authentifizierung verpflichtet ist, bestimmt sich die Haftung 
des Karteninhabers und der Bank abweichend von den 
Absätzen 1, 3 und 4 nach den Bestimmungen des § 675v Ab-
satz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Eine starke Kunden- 
authentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung 
von zwei voneinander unabhängigen Elementen aus den 
Kategorien Wissen (etwas, das der Karteninhaber weiß, zum 
Beispiel PIN), Besitz (etwas, das der Karteninhaber besitzt, 
zum Beispiel die Karte) oder Inhärenz (etwas, das der Karten- 
inhaber ist, zum Beispiel Fingerabdruck).

(8)	 Die Absätze 2, 5 bis 7 finden keine Anwendung, wenn der 
Karteninhaber in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

13.2	 Haftung des Karteninhabers ab Sperranzeige
Sobald der Verlust oder Diebstahl der Karte, die missbräuch-
liche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte 
Nutzung von Karte, PIN oder personalisiertem Sicherheits- 
merkmal gegenüber der Bank oder einer MasterCard Reprä-
sentanz angezeigt wurde, übernimmt die Bank alle danach 
durch Verfügungen in Form
–	 der Abhebung von Bargeld oder
–	 der Verwendung der Karte bei einem Vertragsunter- 

nehmen
entstehenden Schäden. Handelt der Karteninhaber in betrü-
gerischer Absicht, trägt der Karteninhaber auch die nach der 
Sperranzeige entstehenden Schäden.

14.	Gesamtschuldnerische Haftung mehrerer 
Antragsteller

Für die Verbindlichkeiten aus einer gemeinsam beantragten 
Karte haften die Antragsteller als Gesamtschuldner, d.h. die 
Bank kann von jedem Antragsteller die Erfüllung sämtlicher 
Ansprüche fordern.
Jeder Antragsteller kann das Vertragsverhältnis nur mit 
Wirkung für alle Antragsteller jederzeit durch Kündigung 
beenden.



eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten aus dem Karten-Vertrag gegenüber der 
Bank gefährdet ist.

18.	Folgen der Kündigung

Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Karte nicht mehr 
benutzt werden. Die Karte ist unverzüglich und unaufgefor-
dert an die Bank zurückzugeben. Auf der Karte befindliche 
unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Kar- 
teninhaber bei dem Unternehmen, das die Zusatzanwen-
dung auf die Karte aufgebracht hat, unverzüglich entfernen 
zu lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bank-
generierten Zusatzanwendung richtet sich nach den für jene 
Zusatzanwendung geltenden Regeln.

19.	Einziehung und Sperre der Karte

(1)	 Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der Karte 
(zum Beispiel an Geldautomaten) veranlassen,
–	 wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichti-

gem Grund zu kündigen,
–	 wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der 

Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder
–	 wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrü-

gerischen Verwendung der Karte besteht.
Die Bank wird den Karteninhaber unter Angabe der hierfür 
maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch un-
verzüglich nach der Sperre, über die Sperre unterrichten. Die 
Bank wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue 
Karte ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr 
gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Kartenin-
haber unverzüglich.

(2)	 Befindet sich auf der Karte für das Online-Banking ein TAN- 
Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der 
Karte auch eine Sperrung des Online-Banking-Zugangs zur 
Folge.

(3)	 Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Karte eine 
Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der Karte 
zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr nutzen 
kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der Karte gespeicher-
te unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen kann der 
Karteninhaber von der Bank herausverlangen, nachdem die-
se die Karte von der Stelle, die die Karte eingezogen hat, zur 
Verfügung gestellt bekommen hat. Die Bank ist berechtigt, 
das Herausgabeverlangen in Bezug auf die unternehmens- 
generierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfüllen, dass 
sie dem Karteninhaber die um die Zahlungsverkehrsfunktio-
nen bereinigte Karte aushändigt. Die Möglichkeit zur weite- 
ren Nutzung einer auf der Karte befindlichen bankgenerier-
ten Zusatzanwendung richtet sich nach den für jene Zusatz- 
anwendung geltenden Regeln.

Jeder Antragsteller hat dafür Sorge zu tragen, dass die an ihn 
ausgegebene Karte mit Wirksamwerden der Kündigung un-
verzüglich an die Bank zurückgegeben wird. Die Aufwendun-
gen, die aus der weiteren Nutzung einer Karte bis zu ihrer 
Rückgabe an die Bank entstehen, haben die Antragsteller 
ebenfalls gesamtschuldnerisch zu tragen. Unabhängig davon 
wird die Bank zumutbare Maßnahmen ergreifen, um Karten- 
Verfügungen nach der Kündigung des Karten-Vertragsver-
hältnisses zu unterbinden.

15.	Eigentum und Gültigkeit der Karte

Die Karte bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht über-
tragbar. Die Karte ist nur für den auf der Karte angegebenen 
Zeitraum gültig.
Mit der Aushändigung einer neuen, spätestens aber nach 
Ablauf der Gültigkeit, ist die Bank berechtigt, die alte Karte 
zurückzuverlangen. Endet die Berechtigung, die Karte zu  
nutzen, vorher (zum Beispiel durch Kündigung des Karten- 
Vertrages), so hat der Karteninhaber die Karte unverzüglich 
an die Bank zurückzugeben. Auf der Karte befindliche unter-
nehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Karten- 
inhaber bei dem Unternehmen, das die Zusatzanwendung 
auf die Karte aufgebracht hat, unverzüglich entfernen zu 
lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bank- 
generierten Zusatzanwendung richtet sich nach dem Ver- 
tragsverhältnis zwischen dem Karteninhaber und der karten- 
ausgebenden Bank.
Die Bank behält sich das Recht vor, auch während der Lauf- 
zeit einer Karte diese gegen eine neue auszutauschen. Kos-
ten entstehen dem Karteninhaber dadurch nicht.

16.	Kündigungsrecht des Karteninhabers

Der Karteninhaber kann den Karten-Vertrag jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

17.	Kündigungsrecht der Bank

Die Bank kann den Karten-Vertrag unter Einhaltung einer 
angemessenen, mindestens zweimonatigen Kündigungsfrist 
kündigen. Die Bank wird den Karten-Vertrag mit einer länge-
ren Kündigungsfrist kündigen, wenn dies unter Berücksichti-
gung der berechtigten Belange des Karteninhabers geboten 
ist.
Die Bank kann den Karten-Vertrag fristlos kündigen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des 
Karten-Vertrages auch unter angemessener Berücksichti-
gung der berechtigten Belange des Karteninhabers für die 
Bank unzumutbar ist.
Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der Karten- 
inhaber unrichtige Angaben über seine Vermögenslage ge-
macht hat und die Bank hierauf die Entscheidung über den 
Abschluss des Karten-Vertrages gestützt hat oder wenn eine 
wesentliche Verschlechterung seiner Vermögenslage
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II.	 Zusatzanwendungen

1.	 Speicherung von Zusatzanwendungen auf 
der Karte 

(1)	 Der auf der Karte befindliche Chip kann auch als Speicher-
medium für eine bankgenerierte Zusatzanwendung (zum 
Beispiel in Form eines Jugendschutzmerkmals) oder für eine 
unternehmensgenerierte Zusatzanwendung (zum Beispiel in 
Form eines elektronischen Fahrscheins) genutzt werden.

(2)	 Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung rich-
tet sich nach dem Rechtsverhältnis des Karteninhabers zur 
kartenausgebenden Bank.

(3)	 Eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung kann der 
Karteninhaber nach Maßgabe des mit dem Unternehmen 
geschlossenen Vertrages nutzen. Es obliegt der Entschei-
dung des Karteninhabers, ob er seine Karte zur Speicherung 
einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung nutzen 
möchte. Die Speicherung einer unternehmensgenerierten 
Zusatzanwendung auf der Karte erfolgt am Terminal des  
Unternehmens nach Absprache zwischen dem Karteninha-
ber und dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom 
Inhalt der am Unternehmensterminal kommunizierten 
Daten keine Kenntnis.

2.	 Verantwortlichkeit des Unternehmens für 
den Inhalt einer unternehmensgenerierten 
Zusatzanwendung 

Die kartenausgebende Bank stellt mit dem Chip auf der 
Karte lediglich die technische Plattform zur Verfügung, die es 
dem Karteninhaber ermöglicht, in der Karte unternehmens-
generierte Zusatzanwendungen zu speichern. Eine Leistung, 
die das Unternehmen über die unternehmensgenerierte 
Zusatzanwendung gegenüber dem Karteninhaber erbringt, 
richtet sich ausschließlich nach dem Inhalt des Vertragsver-
hältnisses zwischen dem Kunden und dem Unternehmen.

3.	 Reklamationsbearbeitung bei 
Zusatzanwendungen 

(1)	 Einwendungen, die den Inhalt einer unternehmensgene-
rierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber 
ausschließlich gegenüber dem Unternehmen geltend zu ma-
chen, das die Zusatzanwendung in die Karte eingespeichert 
hat. Das Unternehmen bearbeitet derartige Einwendungen 
auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der Karteninha-
ber darf die Karte zum Zwecke der Reklamationsbearbeitung 
nicht dem Unternehmen aushändigen.

(2)	 Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatz- 
anwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich 
gegenüber der Bank geltend zu machen.

4.	 Keine Angabe der von der Bank an  
den Karteninhaber ausgegebenen PIN  
bei unternehmensgenerierten  
Zusatzanwendungen 

Bei der Speicherung, inhaltlichen Änderung oder Nutzung 
einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der 
Karte wird die von der kartenausgebenden Bank an den 
Karteninhaber ausgegebene PIN nicht eingegeben.
Sofern das Unternehmen, das eine unternehmensgenerier-
te Zusatzanwendung in die Karte eingespeichert hat, dem 
Karteninhaber die Möglichkeit eröffnet, den Zugriff auf diese 
Zusatzanwendung mit einem separaten, von ihm wählbaren 
Legitimationsmedium abzusichern, so darf der Karteninha-
ber zur Absicherung der unternehmensgenerierten Zusatz- 
anwendung nicht die PIN verwenden, die ihm von der kar-
tenausgebenden Bank für die Nutzung der Zahlungsver- 
kehrsanwendungen zur Verfügung gestellt worden ist.

5.	 Sperrmöglichkeit von Zusatzanwendungen 

Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwen-
dung kommt nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, 
das die Zusatzanwendung in den Chip der Karte eingespei-
chert hat, und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen 
die Möglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung vor-
sieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatzanwendun-
gen kommt nur gegenüber der Bank in Betracht und richtet 
sich nach dem mit der Bank geschlossenen Vertrag.



IV.	 Beschwerde- und Alternative 
Streitbeilegungsverfahren

Der Karteninhaber hat folgende außergerichtliche Möglich-
keiten:
–	 Der Karteninhaber kann sich mit einer Beschwerde an 

die im Preis- und Leistungsverzeichnis genannte Kon- 
taktstelle der Bank wenden. Die Bank wird Beschwer-
den in Textform (zum Beispiel mittels Brief, Telefax 
oder E-Mail) beantworten.

–	 Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Ver-
braucherschlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten 
Banken“ (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat 
der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer  
Streitigkeit mit der Bank den Ombudsmann der priva-
ten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegen-
stand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstever-
trag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können 
auch Karteninhaber, die keine Verbraucher sind, den 
Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Näheres 
regelt die „Verfahrensordnung für die Schlichtung von 
Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“, 
die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im 
Internet unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die 
Beschwerde ist in Textform (zum Beispiel mittels Brief, 
Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle 
beim Bundesverband deutscher Banken e. V., Postfach 
04 03 07, 10062 Berlin, Fax (030) 1663-3169, E-Mail 
ombudsmann@bdb.de, zu richten.

–	 Ferner besteht für den Karteninhaber die Möglichkeit, 
sich jederzeit schriftlich oder zur dortigen Niederschrift 
bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, über  
Verstöße der Bank gegen das Zahlungsdiensteaufsichts- 
gesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches (BGB) oder gegen Artikel 248 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) 
zu beschweren.

–	 Die Europäische Kommission hat unter https://ec.euro-
pa.eu/consumers/odr/main/?event=main.home2.show 
eine Europäische Online-Streitbeilegungsplattform 
(OS-Plattform) errichtet. Die OS-Plattform kann ein 
Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer 
Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU 
niedergelassenen Unternehmen nutzen.

III.	Änderungen der Geschäftsbedingungen

Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem 
Karteninhaber spätestens zwei Monate vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Karteninhaber mit der Bank im Rahmen 
seiner Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommu-
nikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Weg angeboten 
werden. Der Karteninhaber kann den Änderungen vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder 
zustimmen oder sie ablehnen.
Die Zustimmung des Karteninhabers gilt als erteilt, wenn 
er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt 
hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in 
ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden 
Änderungen dieser Bedingungen angeboten, kann er diese 
Geschäftsbeziehung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kosten-
frei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank 
in ihrem Angebot besonders hinweisen.
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Bedingungen für Zahlungen 
mittels Lastschrift im SEPA-
Basis-Lastschriftverfahren 
für das Moneyou Go-
Zahlungskonto
Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels 
SEPA-Basis-Lastschrift über sein Moneyou Go-Zahlungskonto 
bei der ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch (nachfolgend 
„Bank“ genannt) gelten folgende Bedingungen.

1.	 Allgemein 

1.1	 Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster 
Zahlungsvorgang zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem 
die Höhe des jeweiligen Zahlungsbetrags vom Zahlungs- 
empfänger angegeben wird.

1.2	 Entgelte und deren Änderungen

1.2.1. 	 Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus 
dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.

Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden 
dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem Zeit-
punkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. 
Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäfts-
beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem 
Weg angeboten werden. Der Kunde kann den Änderun-
gen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkraft-
tretens entweder zustimmen oder sie ablehnen. Die 
Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine 
Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. 
Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in 
ihrem Angebot besonders hinweisen.

Werden dem Kunden Änderungen der Entgelte ange- 
boten, kann er diese Geschäftsbeziehung vor dem vor- 
geschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Än- 
derungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf 
dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem 
Angebot besonders hinweisen. Die Änderung von Ent- 
gelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girover- 
trag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der "Allge- 
meine Geschäftsbedingungen für das Moneyou Go- 
Zahlungskonto".

1.2.2. 	 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von 
Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei 
den Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 6 der 
"Allgemeine Geschäftsbedingungen für das Moneyou 
Go-Zahlungskonto".

2.	 SEPA-Basis-Lastschrift 

2.1	 Allgemein

2.1.1 	 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basis-Lastschrift-
verfahrens
Mit dem SEPA-Basis-Lastschriftverfahren kann der Kun-
de über die Bank an den Zahlungsempfänger Zahlun-
gen in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen 
Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments 
Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im An-
hang genannten Staaten und Gebiete.
Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basis- 
Lastschriften muss
–	 der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungs-

dienstleister das SEPA-Basis-Lastschriftverfahren 
nutzen und

–	 der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zah- 
lungsempfänger das SEPA-Lastschriftmandat er- 
teilen.

Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungs-
vorgang aus, indem er über seinen Zahlungsdienstleis-
ter der Bank die Lastschriften vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung auf-
grund einer SEPA-Basis-Lastschrift binnen einer Frist 
von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungs-
buchung auf seinem Konto von der Bank die Erstattung 
des belasteten Lastschriftbetrags verlangen.

2.1.2 	 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte 
IBAN16 und bei grenzüberschreitenden Zahlungen 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)17 
zusätzlich den BIC18 der Bank als seine Kundenkennung 
gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, 
da die Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der 
SEPA-Basis-Lastschrift ausschließlich auf Grundlage 
der ihr übermittelten Kundenkennung auszuführen. 
Die Bank und die weiteren beteiligten Stellen führen 
die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der 
im Lastschriftdatensatz vom Zahlungsempfänger als 
dessen Kundenkennung angegebenen IBAN und bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des EWR 
zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 	 Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Basis-Lastschriften können die Lastschrift- 
daten auch über das Nachrichtenübermittlungssystem 
der Society for Worldwide Interbank Financial Tele- 
communication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechen-
zentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und 
in den USA weitergeleitet werden.

16	 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).

17	 Mitgliedsstaaten siehe Anhang.

18	 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).



2.2.3 	 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats
Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch 
Erklärung gegenüber dem Zahlungsempfänger oder 
seiner Bank – möglichst schriftlich – mit der Folge wi-
derrufen werden, dass nachfolgende Zahlungsvorgän-
ge nicht mehr autorisiert sind. Erfolgt der Widerruf 
gegenüber der Bank, wird dieser ab dem auf den 
Eingang des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätzlich 
sollte dieser auch gegenüber dem Zahlungsempfänger 
erklärt werden, damit dieser keine weiteren Lastschrif-
ten einzieht.

2.2.4 	 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basis- 
Lastschriften
Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung ertei- 
len, Zahlungen aus SEPA-Basis-Lastschriften zu begren- 
zen oder nicht zuzulassen. Diese Weisung muss der 
Bank bis spätestens zum Ende des Geschäftstags ge- 
mäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem im 
Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag 
zugehen. Diese Weisung sollte möglichst schriftlich und 
möglichst gegenüber der kontoführenden Stelle der 
Bank erfolgen. Zusätzlich sollte diese auch gegenüber 
dem Zahlungsempfänger erklärt werden.

2.3	 Einzug der SEPA-Basis-Lastschrift auf Grundlage des 
SEPA‑Lastschriftmandats durch den Zahlungsempfänger

(1) 	 Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt 
beim Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisie-
rungsdaten und setzt etwaige zusätzliche Angaben in den 
Datensatz zur Einziehung von SEPA-Basis-Lastschriften. Der 
jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zahlungsempfänger 
angegeben.

(2) 	 Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Daten-
satz zur Einziehung der SEPA-Basis-Lastschrift unter Einschal-
tung seines Zahlungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. 
Dieser Datensatz verkörpert auch die Weisung des Kunden 
an die Bank zur Einlösung der jeweiligen SEPA-Basis-Last-
schrift (siehe Nummer 2.2.1 Sätze 2 und 4 beziehungsweise 
Nummer 2.2.2 Satz 2). Für den Zugang dieser Weisung 
verzichtet die Bank auf die für die Erteilung des SEPA-Last-
schriftmandats vereinbarte Form (siehe Nummer 2.2.1  
Satz 3).

2.4	 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift

2.4.1 	 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Last-
schriftbetrag
(1) 	 Eingehende SEPA-Basis-Lastschriften des Zah- 

lungsempfängers werden am im Datensatz ange-
gebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zahlungs- 
empfänger angegebenen Lastschriftbetrag dem 
Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag 
nicht auf einen im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ ausgewiesenen Geschäftstag der Bank, erfolgt 
die Kontobelastung am nächsten Geschäftstag.

2.2	 SEPA-Lastschriftmandat

2.2.1 	 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct 
Debit Mandate)
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA- 
Lastschriftmandat. Damit autorisiert er gegenüber 
seiner Bank die Einlösung von SEPA-Basis-Lastschriften 
des Zahlungsempfängers. Das Mandat ist schriftlich 
oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und 
Weise zu erteilen. In dieser Autorisierung ist zugleich 
die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die 
am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister 
und etwaige zwischengeschaltete Stellen die für die 
Ausführung der Lastschrift notwendigen personen-
bezogenen Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, 
übermitteln und speichern.

In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden 
Erklärungen des Kunden enthalten sein:
–	 Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlun-

gen vom Konto des Kunden mittels SEPA-Basis- 
Lastschrift einzuziehen, und

–	 Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfän-
ger auf sein Konto gezogenen SEPA-Basis-Last-
schriften einzulösen.

Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisie-
rungsdaten enthalten:
–	 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
–	 eine Gläubigeridentifikationsnummer,
–	 Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehren-

de Zahlung,
–	 Name des Kunden (sofern verfügbar),
–	 Bezeichnung der Bank des Kunden und
–	 seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Last-
schriftmandat zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.2 	 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugs- 
ermächtigung erteilt, mit der er den Zahlungsempfän-
ger ermächtigt, Zahlungen von seinem Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit die 
Bank an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto 
gezogenen Lastschriften einzulösen. Mit der Einzugs- 
ermächtigung autorisiert der Kunde gegenüber seiner 
Bank die Einlösung von Lastschriften des Zahlungs- 
empfängers. Diese Einzugsermächtigung gilt als 
SEPA-Lastschriftmandat. Sätze 1 bis 3 gelten auch für 
vom Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen 
erteilte Einzugsermächtigungen.

Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisie-
rungsdaten enthalten:
–	 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
–	 Name des Kunden,
–	 Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Konto-

nummer und Bankleitzahl des Kunden.

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugs- 
ermächtigung zusätzliche Angaben enthalten.
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(2) 	 Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spä-
testens am zweiten Bankarbeitstag19 nach ihrer 
Vornahme rückgängig gemacht (siehe Nummer 
2.4.2), wenn

–	 der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftman-
dats gemäß Nummer 2.2.3 zugegangen ist,

–	 der Kunde über kein für die Einlösung der Last-
schrift ausreichendes Guthaben auf seinem Konto 
oder über keinen ausreichenden Kredit verfügt 
(fehlende Kontodeckung); Teileinlösungen nimmt 
die Bank nicht vor,

–	 die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des 
Zahlungspflichtigen keinem Konto des Kunden bei 
der Bank zuzuordnen ist oder

–	 die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, 
da im Lastschriftdatensatz
– 	 eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt 

oder für die Bank erkennbar fehlerhaft ist,
– 	 eine Mandatsreferenz fehlt,
– 	 ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt 

oder
– 	 kein Fälligkeitstag angegeben ist.

(3) 	 Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht 
oder wird spätestens am zweiten Bankarbeitstag 
nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht (siehe 
Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-Basis-Last-
schrift eine gesonderte Weisung des Kunden nach 
Nummer 2.2.4 entgegensteht.

2.4.2 	 Einlösung von SEPA-Basis-Lastschriften
SEPA-Basis-Lastschriften sind eingelöst, wenn die Belas-
tungsbuchung auf dem Konto des Kunden nicht spätes-
tens am zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme 
rückgängig gemacht wird.

2.4.3 	 Unterrichtung über die Nichtausführung oder 
Rückgängigmachung der Belastungsbuchung oder 
Ablehnung der Einlösung
Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung 
der Belastungsbuchung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) 
oder die Ablehnung der Einlösung einer SEPA-Basis- 
Lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Bank den 
Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der gemäß 
Nummer 2.4.4 vereinbarten Frist unterrichten. Dies 
kann auch auf dem für Kontoinformationen verein-
barten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit 
möglich, die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, 
wie Fehler, die zur Nichtausführung, Rückgängig-
machung oder Ablehnung geführt haben, berichtigt 
werden können.

Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer 
autorisierten SEPA-Basis-Lastschrift wegen fehlender 
Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2 zweiter 
Spiegelstrich) berechnet die Bank das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

19	 Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.

2.4.4 	 Ausführung der Zahlung
(1) 	 Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der 

von ihr dem Konto des Kunden aufgrund der 
SEPA-Basislastschrift des Zahlungsempfängers be-
lastete Lastschriftbetrag spätestens innerhalb der 
im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen 
Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingeht.

(2) 	 Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Last-
schriftdatensatz angegebenen Fälligkeitstag. Fällt 
dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank, so 
beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden 
Geschäftstag.

(3) 	 Die Bank unterrichtet den Kunden über die Aus-
führung der Zahlung auf dem für Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg und in der vereinbarten 
Häufigkeit.

2.5	 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten 
Zahlung

(1) 	 Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund 
einer SEPA-Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht 
Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf 
seinem Konto von der Bank ohne Angabe von Gründen 
die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrags verlangen. 
Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem es 
sich ohne die Belastung durch die Zahlung befunden hätte. 
Etwaige Zahlungsansprüche des Zahlungsempfängers gegen 
den Kunden bleiben hiervon unberührt.

(2) 	 Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, 
sobald der jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbu-
chung durch eine ausdrückliche Genehmigung des Kunden 
unmittelbar gegenüber der Bank autorisiert worden ist.

(3) 	 Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten 
oder fehlerhaft ausgeführten autorisierten Zahlung richten 
sich nach Nummer 2.6.2.

2.6	 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatz- 
ansprüche des Kunden

2.6.1 	 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Fall einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung 
hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, 
dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten Last-
schriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belas-
tung durch die nicht autorisierte Zahlung befunden hät-
te. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des 
Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank 
angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert 
ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde 
berechtigte Gründe für den Verdacht, dass dass ein be-
trügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich 
mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2



–	 für Gefahren, die die Bank besonders über-
nommen hat, und

–	 für den dem Kunden entstandenen Zins- 
schaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.6.4 	 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.6.2 
und 2.6.3 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, 
bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet 
ausgeführten autorisierten Zahlung oder bei einer nicht 
autorisierten Zahlung neben etwaigen Herausgabe-
ansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB ledig-
lich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender 
Regelungen:
–	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der 

Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der 
Entstehung eines Schadens beigetragen, be- 
stimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

–	 Für das Verschulden der von der Bank zwischen-
geschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In die-
sen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank 
auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der 
ersten zwischengeschalteten Stelle.

–	 Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der 
Höhe nach auf den Lastschriftbetrag zuzüglich 
der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte 
und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um 
die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, 
ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je 
Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkun-
gen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank 
besonders übernommen hat sowie für nicht 
autorisierte Zahlungen.

2.6.5 	 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) 	 Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.6.2 bis 

2.6.4 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:
–	 Die Bank weist gegenüber dem Kunden 

nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig 
und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister 
des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

–	 Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit 
der vom Zahlungsempfänger angegebenen 
fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungs- 
empfängers ausgeführt. In diesem Fall kann 
der Kunde von der Bank jedoch verlangen, 
dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
darum bemüht, den Zahlungsbetrag wieder- 
zuerlangen. Ist die Wiedererlangung des 
Zahlungsbetrags nach Satz 2 dieses Unter-
punktes nicht möglich, so ist die Bank ver- 
pflichtet, dem Kunden auf schriftlichen An- 
trag alle verfügbaren Informationen mitzu- 
teilen, damit der Kunde einen Anspruch auf 
Erstattung des Zahlungsbetrags geltend 
machen kann. Für die Tätigkeiten nach den 
Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berech-
net die Bank das im „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der 
Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2 	 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder 
verspäteter Ausführung von autorisierten  
Zahlungen
(1) 	 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften 

Ausführung einer autorisierten Zahlung kann 
der Kunde von der Bank die unverzügliche und 
ungekürzte Erstattung des Lastschriftbetrages 
insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt 
oder fehlerhaft war. Die Bank bringt dann das 
Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne 
den fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
befunden hätte.

(2) 	 Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 
1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen 
Entgelte und Zinsen verlangen, die die Bank ihm 
im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung der Zahlung in Rechnung 
gestellt oder mit denen sie das Konto des Kunden 
belastet hat.

(3) 	 Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers erst nach Ablauf 
der Ausführungsfrist in Nummer 2.4.4 Absatz 2 
ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger 
von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass 
dieser die Gutschrift des Lastschriftbetrags auf 
dem Konto des Zahlungsempfängers so vor- 
nimmt, als sei die Zahlung ordnungsgemäß ausge-
führt worden.

(4) 	 Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft 
ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen des Kun-
den den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den 
Kunden über das Ergebnis unterrichten.

2.6.3 	 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) 	 Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 

Ausführung einer autorisierten Zahlung oder bei 
einer nicht autorisierten Zahlung kann der Kunde 
von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von 
Nummern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt ver- 
langen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflicht-
verletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat 
hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwi-
schengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes 
Verschulden zu vertreten. Hat der Kunde durch 
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach 
den Grundsätzen des Mitverschuldens, in wel-
chem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben.

(2) 	 Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze 
gilt nicht
–	 für nicht autorisierte Zahlungen,
–	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der 

Bank,
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(2) 	 Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 bis 
2.6.4 und Einwendungen des Kunden gegen die 
Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführ-
ter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter 
Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde 
die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem 
Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Zahlung hiervon 
unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, 
wenn die Bank den Kunden über die Belastungs-
buchung der Zahlung entsprechend dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungs-
buchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeb- 
lich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 
2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist 
in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschul-
den an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3) 	 Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, 
wenn die einen Anspruch begründenden  
Umstände
–	 auf einem ungewöhnlichen und unvorher- 

sehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank 
keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können, oder

–	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen 
Verpflichtung herbeigeführt wurden.

Anhang: Liste der zu SEPA 
gehörigen Staaten und Gebiete 

1.	 Staaten des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR) 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Belgien, Bulgarien, 
Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (ein-
schließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, 
Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Öster-
reich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes 
Königreich von Großbritannien und Nordirland, Zypern.

Weitere Staaten: Island, Liechtenstein und Norwegen.

2.	 Sonstige Staaten und Gebiete

Guernsey, Jersey, Isle of Man, Monaco, San Marino, Schweiz, 
Saint-Pierre und Miquelon.



Kontaktdaten: De Nederlandsche Bank N.V.
Westeinde 1
1017 ZN Amsterdam
Niederlande

Postanschrift:
Postbus 98
1000 AB Amsterdam

Telefon (von Montag bis Freitag 
zwischen 9:00 und 17:00 Uhr):
+31 20 524 9111 / innerhalb der 
Niederlande 0800 020 1068
E-Mail: info@dnb.nl

Weitere 
Informationen:

www.dnb.nl (wählen Sie die engli-
sche Übersetzung und geben Sie 
als Suchbegriff „Deposit Guarantee 
Scheme“ ein)

Empfangs- 
bestätigung durch 
den Einleger:

Zusätzliche Informationen (für alle oder 
einige der nachstehenden Punkte)

(1) 	 Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensiche-
rungssystem gedeckt. Im Falle einer Insolvenz Ihres Kredit- 
instituts werden Ihre Einlagen in jedem Fall bis zu 100.000 
Euro erstattet.

(2) 	 Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut 
seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, 
so werden die Einleger von dem Einlagensicherungssystem 
entschädigt. Die betreffende Deckungssumme beträgt maxi-
mal 100.000 Euro pro Kreditinstitut. Das heißt, dass bei der 
Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut 
gehaltenen Einlagen addiert werden. Hält ein Einleger bei- 
spielsweise 90.000 Euro auf einem Sparkonto und 20.000 
Euro auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100.000 
Euro erstattet. 

Diese Methode wird auch angewandt, wenn ein Kreditinsti-
tut unter unterschiedlichen Marken auftritt. Die ABN AMRO 
Bank N.V., Frankfurt Branch, ist auch unter den Namen 
Moneyou, ABN AMRO Bank N.V. und ABN AMRO tätig. Das 
heißt, dass die Gesamtsumme aller Einlagen bei einer oder 
mehreren dieser Marken in Höhe von bis zu 100.000 Euro 
gedeckt ist.

(3) 	 Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 
Euro für jeden Einleger. 

In dem außergewöhnlichen Fall einer Insolvenz Ihres Kre- 
ditinstitutes während der Leistung einer unmittelbar aus 
einer privaten Wohnimmobilientransaktion stammenden 
Einlage ist Ihre Einlage für die Dauer von 3 Monaten nach  
deren Leistung bis zu einem zusätzlichen Betrag von höchs-
tens 500.000 Euro geschützt.

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

mit dem folgenden „Informationsbogen für den Einleger“ unter-
richten wir Sie gemäß § 23a Abs. 1 Satz 3 des Kreditwesengesetzes 
über die gesetzliche Einlagensicherung.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch

Informationsbogen für den 
Einleger

Einlagen bei der ABN 
AMRO Bank N.V., 
Frankfurt Branch, 
sind geschützt durch: 

Das niederländische gesetzliche 
Einlagensicherungssystem „Col-
lectieve Garantieregeling (CGR)“, 
verwaltet durch De Nederlandsche 
Bank N.V. (Niederländische Zentral 
Bank) (DNB) (1) 

Sicherungsober-
grenze:

100.000 Euro pro Einleger pro 
Kreditinstitut (2)
Die folgenden Marken sind Teil 
Ihres Kreditinstituts: 
Moneyou, ABN AMRO Bank N.V., 
ABN AMRO

Falls Sie mehrere 
Einlagen bei demsel-
ben Kreditinstitut 
haben:

Alle Ihre Einlagen bei demselben 
Kreditinstitut werden „aufaddiert“, 
und die Gesamtsumme unterliegt 
der Obergrenze von 100.000 Euro 
(2) 

Falls Sie ein Gemein-
schaftskonto mit 
einer oder mehreren 
anderen Personen 
haben:

Die Obergrenze von 100.000 Euro 
gilt für jeden einzelnen Einleger (3)
 

Erstattungsfrist 
bei Ausfall eines 
Kreditinstituts:

20 Arbeitstage (4) 

Währung der 
Erstattung:

Euro 
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Weitere Informationen sind erhältlich über die Webseite der 
De Nederlandsche Bank N.V. unter www.dnb.nl (wählen Sie 
die englische Übersetzung und geben Sie als Suchbegriff 
„Deposit Guarantee Scheme“ ein).

(4) 	 Erstattung
Das zuständige Einlagensicherungssystem ist das „Collectie-
ve Garantieregeling (CGR)“, verwaltet durch De Nederland-
sche Bank N.V. (Niederländische Zentral Bank) (DNB), 

Adresse:
Westeinde 1
1017 ZN Amsterdam
Niederlande

Postanschrift: 
Postbus 98
1000 AB Amsterdam
Niederlande 

Telefon (von Montag bis Freitag zwischen 9:00 und 17:00 
Uhr): 
+31 20 524 9111 / innerhalb der Niederlande 0800 020 1068 

E-Mail: info@dnb.nl 

Website: www.dnb.nl

Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100. 000 Euro) spätestens 
innerhalb 20 Arbeitstagen erstatten. 

Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht erhal-
ten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungssystem Kontakt 
aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für Erstattungsforde- 
rungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. 
Weitere Informationen sind erhältlich über www.dnb.nl. 

Weitere wichtige Informationen

Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allge- 
meinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für be- 
stimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Web-
site des zuständigen Einlagensicherungssystems mitgeteilt. 
Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darüber infor- 
mieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht. 
Wenn Einlagen entschädigungsfähig sind, wird das Kreditin-
stitut dies auch auf dem Kontoauszug bestätigen.



Preis- und Leistungsverzeichnis
Für in diesem Preis- und Leistungsverzeichnis nicht aufgeführte Leistungen, die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem 
Interesse erbracht werden und die nach den Umständen nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere 
Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzlichen Vorschriften. 
Ein möglicher Anspruch der ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch, (nachfolgend „ABN AMRO“) auf Ersatz von Aufwendungen, 
Auslagen und Kosten Dritter richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. Soweit keine besonderen Angaben erfolgen, sind Auslagen 
und Fremdkosten Dritter in den ausgewiesenen Entgelten nicht enthalten.
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Kapitel A 

Preise für Dienstleistungen im standardisierten Geschäftsverkehr 

Moneyou Go-Zahlungskonto Gebührenfrei 

Das Moneyou Go-Zahlungskonto kann auch als Basiskonto zu selbigen Konditionen geführt werden.

Kapitel B
Preise und Leistungsmerkmale bei Zahlungsdiensten

I.	 Geschäftstage der ABN AMRO

Ein Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die 
Ausführung von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. ABN AMRO unterhält den für die Ausführung von 
Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb wie folgt:

Alle Tage außer: Sonnabende, Sonntage, bundeseinheitliche Feiertage sowie Heiligabend (24.12.) und Silvester (31.12.).

II.	 Beleglose Überweisungen in EUR

1.	 Entgelte 

Ausführung Überweisungen nach Ziffer 1.10.1
„Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

Gebührenfrei 

Bearbeitung von Widerrufen nach Ziffer 1.5 Abs. 3 
„Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

Gebührenfrei

Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrags nach 
Ziffer 1.7 Abs. 3
„Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

Gebührenfrei

Tätigkeiten nach Ziffer 2.3.5 Abs. 1 Unterpunkt 2 Satz 2 und 3 
„Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

Gebührenfrei

Tätigkeiten nach Ziffer 3.1.3.6 Abs. 1 Unterpunkt 2 Satz 2 und 3 
„Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

Gebührenfrei

Tätigkeiten nach Ziffer 3.2.3.3 Abs. 1 Unterpunkt 2 Satz 2 
„Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

Gebührenfrei

2.	 Annahmefrist 

13:00 Uhr mitteleuropäischer Zeit (nachfolgend „MEZ“) an den Geschäftstagen der ABN AMRO.

Überweisungsaufträge, die nach der Annahmefrist eingereicht werden, gelten im Hinblick auf die Ausführungsfristen als am darauf 
folgenden Geschäftstag zugegangen.

Erfolgt der Eingang eines Überweisungsauftrages an einem Tag, der kein Geschäftstag der ABN AMRO ist, so gilt dieser Überweisungs-
auftrag im Hinblick auf die Ausführungsfristen als am nächsten Geschäftstag zugegangen.



3.	 Ausführungsfrist 

Maximal 1 Geschäftstag.

Die ABN AMRO ist bei Überweisungsaufträgen in EUR verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag beim Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers spätestens einen Geschäftstag nach Zugang eingeht.

4.	 Wertstellung 

Belastung Überweisungsauftrag in EUR Am Tag der Buchung

Überweisungseingang in EUR Am Tag des Zahlungseingangs bei ABN AMRO

5.	 Verfügungsbeschränkungen 

Maximal 10.000 EUR pro Kalendertag.

6.	 Hinweis 

ABN AMRO bietet ausschließlich beleglosen Zahlungsverkehr an. Beleghafte Zahlungsvorgänge bleiben in der Darstellung daher  
unberücksichtigt.

III.	SEPA-Basis-Lastschriften in EUR

1.	 Entgelte 

Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten 
SEPA-Basis-Lastschrift wegen fehlender Kontodeckung nach 
Ziffer 2.4.3 „Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift 
im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für das Moneyou Go-
Zahlungskonto“

€ 2

Tätigkeiten nach Ziffer 2.6.5 Abs. 1 Unterpunkt 2 Satz 2 
und 3 „Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im 
SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für das Moneyou Go-
Zahlungskonto“

Gebührenfrei

2.	 Ausführungsfrist 

Maximal 1 Geschäftstag.

Die ABN AMRO ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spätestens am Ende des auf den Zugangszeitpunkt des 
Zahlungsauftrags folgenden Geschäftstags beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

3.	 Wertstellung 

Belastung Lastschriftbetrag in EUR Am Tag der Buchung
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IV.	 Zahlungskartengeschäft

1.	 Entgelte 

Erste MasterCard (Debit) Gebührenfrei

Bargeldlose Zahlungen mit MasterCard (Debit) in Euro Gebührenfrei

Bargeldlose Zahlungen mit MasterCard (Debit) in allen Währungen außer in Euro 1,7 % des Kartenumsatzes

Die ersten zwei Abhebungen in Euro pro Monat mit MasterCard (Debit) Gebührenfrei

Jede weitere Abhebung mit MasterCard (Debit) in Euro im Monat € 2 pro Abhebung

Abhebungen in allen Währungen außer in Euro mit MasterCard (Debit) 1,7 % des Kartenumsatzes

Kosten für zusätzliche MasterCard (Debit) € 12 pro Karte

Kosten für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwendeten oder 
sonst nicht autorisiert genutzten Karte gemäß Ziffer 8.4 Abs. 2 Satz 2 “Bedingungen für die 
MasterCard (Debit) für das Moneyou Go-Zahlungskonto“

€ 12

2.	 Ausführungsfrist 

ABN AMRO bietet ausschließlich beleglosen Zahlungsverkehr an. Beleghafte Zahlungsvorgänge bleiben in der Darstellung daher  
unberücksichtigt.

Kartenzahlungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR)20 Max. einen Geschäftstag

Kartenzahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) in einer anderen 
EWR-Währung als Euro

Max. vier Geschäftstage

Kartenzahlungen außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) unabhängig von 
der Währung

Die Kartenzahlung wird 
baldmöglichst bewirkt

3.	 Verfügungsbeschränkungen

a.	 Kartenzahlungen im Online-Handel
Kartenzahlungen im Online-Handel oder im Rahmen von telefonischen Bestellungen sind mit folgenden Einschränkungen möglich:
–	 nur zu Gunsten von im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und in der Schweiz ansässigen Vertragsunternehmen des Master-

Card-Verbundes;
–	 nur in Höhe von 500 EUR pro Kalendertag. 

b.	 Abhebung an Geldautomaten
Maximal 500 EUR pro Kalendertag.

c.	 Nutzung an Kassenterminals
Maximal 2.500 EUR pro Kalendertag.
Bei kontaktlosem Bezahlen ohne PIN maximal 25 EUR pro Verfügung und maximal 50 EUR an einem Kalendertag.

20 	 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 

Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 

Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Zypern.



Kapitel C
Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften

I.	 Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften

Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen („Devisen“) oder umgekehrt erfolgen, soweit nichts anderes vereinbart ist, wie folgt: 

1.	 Bestimmung der An- und Verkaufskurse für Devisen

ABN AMRO wickelt Kundengeschäfte in fremder Währung durch den An- und Verkauf von Devisen gegen 09:00 Uhr MEZ eines jeden 
Geschäftstages ab („1. Abwicklungstermin“). Den An- und Verkauf von Devisen, deren Abwicklung der ABN AMRO im Rahmen ihres ord-
nungsgemäßen Arbeitsablaufs bis 09:00 Uhr nicht mehr möglich ist, wickelt die ABN AMRO ab 14:00 Uhr MEZ ab („2. Abwicklungster-
min“, zusammen mit dem 1. Abwicklungstermin jeweils ein „Termin“). Soweit eine Abwicklung im Rahmen des ordnungsgemäßen 
Arbeitsablaufs der ABN AMRO beim 2. Abwicklungstermin nicht mehr möglich ist, erfolgt die Abwicklung zum 1. Abwicklungstermin des 
folgenden Geschäftstages, der kein bundeseinheitlicher Feiertag ist. Sollten Devisen zum jeweiligen Termin nicht handelbar sein, so 
erfolgt die Abwicklung zum nächstmöglichen Termin. 

Dabei werden die An- und Verkaufskurse (Geld- und Briefkurs) von Devisen von der ABN AMRO für die Kunden wie folgt festgelegt:

1.1	 1. Abwicklungstermin
Die An- oder Verkaufskurse für den 1. Abwicklungstermin ergeben sich aus den von der ABN AMRO am Devisenmarkt gegen 09:00 Uhr 
MEZ erzielten An- oder Verkaufskursen abzüglich bzw. zuzüglich einer Handelsspanne für die ABN AMRO (siehe „C.II. Handelsspanne“). 
Die Kursnotierung inkl. Handelsspanne erfolgt mit 5 Nachkommastellen kaufmännisch gerundet. 

1.2	 2. Abwicklungstermin
Die An- oder Verkaufskurse für den 2. Abwicklungstermin ergeben sich aus den von der ABN AMRO am Devisenmarkt gegen 14:00 Uhr 
MEZ erzielten An- oder Verkaufskursen abzüglich bzw. zuzüglich einer Handelsspanne für die ABN AMRO (siehe „C.II. Handelsspanne“). 
Die Kursnotierung inkl. Handelsspanne erfolgt mit 5 Nachkommastellen kaufmännisch gerundet. 

II.	 Handelsspanne 

Die Handelsspanne bestimmt die ABN AMRO nach Kursstellen der jeweiligen Fremdwährungseinheit bzw. prozentual vom zugrunde- 
liegenden Kurs: 

1.	 Handelsspanne für Hauptfremdwährungen 

Hauptfremdwährungen sind die nachfolgend aufgeführten Devisen, die im Durchschnitt am häufigsten bei Umrechnungen von Euro 
in Devisen oder umgekehrt gehandelt werden. Dabei bestimmt sich die Handelsspanne für die ABN AMRO nach Kursstellen der 
jeweiligen Fremdwährungseinheiten für den Gegenwert von 1 EUR: 

US Dollar (USD) 		  0,0030 Kursstellen des EUR/USD-Kurses 
Japanische Yen (JPY) 		  0,2400 Kursstellen des EUR/JPY-Kurses 
Schweizer Franken (CHF) 	 0,0020 Kursstellen des EUR/CHF-Kurses 
Britische Pfund (GBP) 		  0,0020 Kursstellen des EUR/GBP-Kurses 
Kanadische Dollar (CAD) 	 0,0060 Kursstellen des EUR/CAD-Kurses 
Schwedische Kronen (SEK) 	 0,0240 Kursstellen des EUR/SEK-Kurses 
Norwegische Kronen (NOK) 	 0,0240 Kursstellen des EUR/NOK-Kurses 
Dänische Kronen (DKK) 	 0,0200 Kursstellen des EUR/DKK-Kurses.
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2.	 Handelsspanne für gängige Fremdwährungen

Gängige Fremdwährungen sind die nachfolgend aufgeführten Devisen, die im Durchschnitt häufig bei Umrechnungen von Euro in 
Devisen oder umgekehrt gehandelt werden: 

Australische Dollar (AUD), Südafrikanische Rand (ZAR), Neuseeland Dollar (NZD), Hong Kong Dollar (HKD), Tschechische Kronen (CZK), 
Polnische Zloty (PLN), Singapur Dollar (SGD), Ungarische Forint (HUF). 

Die Handelsspanne für gängige Fremdwährungen beträgt jeweils +/- 0,8 % auf der Basis des gehandelten Kurses. 

3.	 Handelsspanne für sonstige Fremdwährungen 

Die Handelsspanne für alle sonstigen Fremdwährungen beträgt jeweils +/- 1,5 % auf der Basis des gehandelten Kurses. 

III.	MasterCard (Debit)

Bei Zahlungsvorgängen in fremder Währung aus dem Einsatz der MasterCard (Debit) rechnet die ABN AMRO zu den Kursen ab, zu 
denen die ABN AMRO von der jeweiligen internationalen Kartenorganisation in EUR belastet worden ist. 

Werden Zahlungsvorgänge von einer internationalen Kartenorganisation (z. B. MasterCard International) der ABN AMRO in fremder 
Währung belastet, so stellt die ABN AMRO dem Kunden den EUR-Betrag in Rechnung, der sich unter Berücksichtigung des Umrech- 
nungsverfahrens entsprechend der Bestimmungen in C.I. und C.II. ergibt.

Kapitel D
Guthabenzins

Guthabenzins für das Moneyou Go-Zahlungskonto:	 	 0,3 % p.a.



Kapitel E
Sonstige Hinweise

I.	 Beschwerde- und Streitbeilegungsverfahren

Es besteht die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der ABN AMRO einzulegen. Die ABN AMRO wird Beschwerden in Textform 
(zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten. Die Beschwerde ist zu richten an:

ABN AMRO Bank N.V., Frankfurt Branch
Ulmenstraße 23-25
60325 Frankfurt am Main
Telefax: (069) 71 67 35 699
E-Mail: go@moneyou.de
www.moneyou.de 

Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der ABN AMRO besteht die Möglichkeit, den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen 
(www.bankenombudsmann.de). Näheres regelt die Verfahrensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen 
Bankgewerbe, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform an folgende Adresse zu richten:

Ombudsmann der privaten Banken
Bundesverband deutscher Banken
Postfach 040307
10062 Berlin
Telefax: (030) 1663 3169 
E-Mail: ombudsmann@bdb.de

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz, der §§ 675c bis 
676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder des Artikels 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche, besteht zudem die 
Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn

Die Europäische Kommission hat unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/main/?event=main.home2.show eine Europäische Online-
Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Die OS-Plattform kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer 
Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen. 

II.	 Einlagensicherung

ABN AMRO ist dem niederländischen gesetzlichen Einlagensicherungssystem „Collectieve Garantieregeling“ angeschlossen. Der 
Umfang der durch den Einlagensicherungsfonds geschützten Verbindlichkeiten und der geschützte Personenkreis ergeben sich aus 
Nummer 14 der "Allgemeine Geschäftsbedingungen für das Moneyou Go-Zahlungskonto" sowie den Websiten der niederländischen  
De Nederlandsche Bank N.V. (DNB) unter www.dnb.nl und der ABN AMRO unter www. moneyou.de. Derzeit beträgt der gesicherte 
Betrag 100.000 EUR pro Einleger.
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